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Preußiſcher Landtag. 
Abgeordnetenhaus. 
(Nachdruck nur nach Uebereinkommen geſtattet.) 
5. Sitzung vom 21. November, 11 Uhr. 


Die exſte Berathung des Geſetzentwurfs betreffend Auf⸗ 
hebung direkter Staatsſteuern und der Denkſchrift wird fort⸗ 
eſetzt. 
og. Frhr. v. Zedlitz (it): Die Mehrheit im Haufe ſtebt auf 
dem Standpunkt des Verzichts des Staates auf die Realſteuern 
und der Ergänzung des Ausfalls durch die Ergänzungsſteuer. 
Dieſe Stellungnahme wird die Rede des Abg. Richter Niemandem 
verkümmern, da ſie ſich weder durch Rechts⸗ noch durch Sachkennt⸗ 
niß auszeichnete. Von einem Geſchenk an den Großgrundbefit 
kann keine Rede ſein. In öſtlichen Provinzen, wo der Großgrund⸗ 
beſitz vorwaltet, wird man vielfach nicht ohne einen Zuſchlag von 
25 bis 30 Prozent zu den Ertragsſteuern auskommen. Außerdem 
muß der Großgrundbeſitz Vermögens ſteuer zahlen, auch in Zukunft 
u den Kreis⸗ und Provinziallaſten beitragen, die nach Aufhebung 
er lex Huene ſteigen werden. Es iſt nicht richtig daß die Hinter⸗ 
ſaſſen nichts von der Aufhebung der Realſteuern haben, denn auch 
für dieſe wird der Grundbeſitzer Kreisſteuern zahlen. Vlele dieſer 
Herren, deren perſönliche Verhältniſſe ich kenne, werden an Ver⸗ 
mögensſteuer weit mehr zahlen müſſen, als ihnen von den Real⸗ 
ſteuern überwieſen wird. 8 a 8 
Ueberhaupt hat Abg. Richter die Vortheile, welche jetzt den 
Bauern und Landgemeinden zu Theil werden, vollſtändig außer 
Acht gelaſſen. Bei den Schul⸗ und Armenlaſten werden die Groß⸗ 
rundbeſitzer eben ſo gut herangezogen wie die Landgemeinden. 
Ko es nicht der Fall iſt, gewährt die Lan*gemeindeordnung Hand⸗ 
haben zur Aenderung, und ich muß wich wundern über die Be⸗ 
hauptung des Abg. Richter, das Abgeordnetenhaus habe die Mög⸗ 
lichkeit einer zwangsweiſen Zuſammenlegung von Gutsbezirken und 
Gemeinden beſeitigt. Das beweiſt, wie wenig er an den Verhand⸗ 


dieſen Gegenſtand theilgenommen hat. 
Binnen Bi us 88 werden die Vortbeile dieſer 


orm zu Gute kommen. Sie haben ungefähr einen Vor⸗ 
en 20 Millionen, und dagegen haben die übrigen Nachtheile 
nichts zu ſagen. Der Abg Richter hat, als er davon ſprach, die 
Hausbeſitzer in Berlin würden in der Folge entlaſtet werden, und 
in einem gleichen Artikel der „Freiſinnigen Zeitung“ überſehen, 
aß in Zukunft die Hausbeſitzer zumeiſt den Aus fall von 5 Mil⸗ 
Uonen aus der lex Huene zu tragen haben. Es iſt alſo nicht 
kalen dab die Hausbeſitzer durch dieſe Reform ungebübhrlich ent- 
aſtet werden. 

Auch die Behauptung, daß die Grund⸗ und Gebäudeſteuer ſich 
u einer Kommunalſteuer nicht eignet, iſt für den weitaus größten 
Theil der Gemeinden unzutreffend. Die Annahme, daß die Ge⸗ 
meinden die Steuer nicht richtig vertheilen werden, iſt ein Miß⸗ 
trauensvotum, namentlich bezüglich der bewährten Organiſatton 
Berlins. Das Realſteuerſyſtem aber generell abzuändern, iſt bei 
der Vielgeſtaltigkeit unſerer Verhältniſſe gar nicht möglich. Es iſt 
gar keine Gefahr vorhanden, daß der Grundbeſitz weniger als der 
Gewerbebetrieb belaſtet wird. Die zahlreihen Bierpaläſte und 
großen Kaufhäuſer Berlins ſind doch ein Beweis, daß die Gewerbe 
nicht allzu hoch beſteuert find. Auch das * Land iſt gegen 
die Städte keineswegs im Vortheil; denn das platte Land zahlt 
gegenwärtig 116 Proz. mehr an Grund⸗ und Gebäudeſteuer als 
an Einkommenſteuer. 

Eine theilweiſe Beibehaltung der lex Huene möchte auch ich 
Ihnen zur Erwägung anheimgeben. Im Uebrigen glaube ich, daß 
gerade diejenigen Landestheile, welche der wirthſchaftlichen Ent⸗ 
wickelung bisher nicht haben folgen können, durch die vorliegende 
Reform einen bedeutenden Aufihwung nehmen werden 

ich der Vermögensſteuer erſcheint es mir undurchführbar, 
eine Unterſcheidung zwiſchen fundirtem und unfundirtem Vermögen 
innerhalb der — — zu treffen; denn die Veranlagung 
trennt nicht zwiſchen dem Arbeitseinkommen, das auf Intelligenz 
und delt r des rad wirklich fundirtem Vermögen. Es em 
Unrecht, bei der Ergänzungsſteuer von einem Anſatz zur Vermögens⸗ 
konfiskatton zu ſprechen. Allein zu wünſchen iſt, daß die Veranla⸗ 
aung für die Vermögensſteuer alle fünf Jahre arif 

Nach alle dem kann ich nur mein Einverſtändniß mit der von 
der Regierung vorgeſchlagenen Reform erklären. 

Abg. Dr. fraktionslos): Ich bedaure, dem Vor⸗ 
redner in — — Begeiſterung nicht folgen zu können: ich fürchte, 

aß ſeine Hoffnungen auf die Entwürfe ſich demnächſt als Illuſton 
ergeben werden. Abg. Richter; Hört! hört!) 

Der von der Staatsregierung jetzt vorgelegte Plan iſt in den 
Zeitungen als ein ſolcher bezeichnet worden, welcher an Stelle von 
dalben Maßregeln ganze Arbeit zu ſchaffen beſtimmt ſei Ich gebe 
5 der Plan wird nicht verfehlen, nach vielen Richtungen hin be⸗ 
techend zu wirken. Die Bedenken, welche dieſer Plan bei mir 

rvorruft, richten ſich nicht ſowohl gegen die prattiſchen Grund⸗ 
gen des von der Regierung vorgeſchlagenen Syſtems als gegen 


die praktiſchen Folgen deſſelben, und finden ihre Begründung nicht 10 


ausschließlich in dem rein ſteuerlich finanziellen Theile, ſondern 
überwiegend in den Rückwirkungen, welcher dieſer Plan auf das 
öffentliche eben äußern muß, in den politiihen Folgen von Ge⸗ 
ſetzen, die ihrer Natur noch nicht politiſch ſind und ahne Gefähr⸗ 
dung ihrer Bedeutung nicht politiſch jein dürfen. Die Stellung 
5 Steuerreform iſt meines Erachtens keine Parteifrage und 
ollte von keiner Seite zu einer Parteifrage gemacht werden. (Sehr 


richtig!) 

Der Plan der Reform hat viel Beſtechendes, nicht blos des⸗ 
wegen, weil er vielen etwas manchem vieles bringt, ſondern auch 
wegen des Reizes der Neuheit. Denn es tft „ein Neueſtes von 
dieſem Jahre“. Bis zu dieſem Jahre war ſeit circa zwei Dezennten 
immer nu: die Rede von der Ueberweiſung der Grund⸗ und Ge⸗ 
bäudeſteuer oder vielmehr eines Theiles derſelben an die kommu⸗ 
nalen Verbände. Auch die Rede des Fi anzminiſters von 1879, 
auf welche er ſelbſt Bezug nahm, ſprach nur von einer Ueberwei⸗ 
ſung. Jetzt bringt die Staatsre gierung den Plan nicht einer Ueber⸗ 
welſung, ſondern eines vollen Erlaſſes, nicht einer Quote der 


Grund: und Gebäudeſteuer, ſondern der vollen Grund⸗, Gebäude⸗, 
Gewerbe⸗ und Bergwerksſteuer. Zur Begründung dieſes Planes 
bezieht ſich die Regierung auf den Sinn und den Wortlaut des 
8 82 des Einkommenſteuergeſetzes in Verbindung mit der unerwar⸗ 
teten Höhe des Mehrertrages der Einkommenſteuer. 

Ich kann nicht anerkennen, daß hierin eine Rechtfertigung der 
Noth) wendigkeit des Planes liegt. Allerdings wird in § 82 des 
Einkommerſteuergeſetzes in erſter Linie in Ausſicht genommen die 
Verwendung des Mehrertrages der neuen Elnkommenſteuer zur 
Beſeitigung der Grund⸗ und Gebäudeſteuer als Stagtsſteuer, und 
es u nur mit einem gbegiebun sweiſe“ die Ueberweiſung derſelben 
an kommunale Verbände in Ausſicht genommen. Aber daraus darf 
man nicht folgern, daß der Erlaß durch dieſes Geſetz in den Vorder⸗ 
grund, die Ueberweiſung in den Hintergrund geſtellt wird. Das 
widerspricht auch der ganzen Geſchichte des Planes. In dem 
urſprünglichen Entwurf der Staatsregierung war in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit der communis opinio nur die Ueberweiſung an kom⸗ 
munale Verbände in Ausſicht genommen. (Hört, hört! links.) Die 
Kommiſſion und das Plenum waren damit vollſtändig eigverſtanden. 
Die Aenderung iſt aber bewirkt im Herrenhauſe, wo der Bericht⸗ 
erſtatter ausdrücklich hervorhob, es ſei dabei keineswegs die Abſicht, 
in den Verwendungszwecken eine andere Beſtimmung zu treffen, als 
daß durch die Kommunalſteuergeſetzgebung dieje beiden Steuern den 
Gemeinden überwieſen werden ſollten. Der Finanzminiſter hat 

egenüber einem Antrage des Grafen Mirbach, welcher durch 

3 des Wortes „Ueberweiſung“ den Erlaß ſtatutren wollte, 
ſich ausdrücklich gegen dieſe Streichung ausgeſprochen. Es kann 
alſo jetzt nicht die Folgerung gezogen werden, daß die Regierung 
verpflichtet iſt zum Erlaß der Steuer. Eben ſo wenig kann dieſe 
Folgerung aus der unerwarteten Höhe der Mehrerträge der Ein⸗ 
kommenſteuer gezogen werden. Richtig iſt, daß dieſer Mehrertrag 
im vorigen Jahre von nur wenigen höher als auf 20 Millionen, 
88 meiſten nur auf 10—15 Millionen Mark veranſchlagt 
worden iſt. 

Nan dem 8 82 die Bedeutung damals beigelegt worden, es 
ſollen ungefähr 10—20 Millionen verwendet werden zur Beſeiti⸗ 
gung der Grund⸗ und Gebäudeſteuer als Staatsſteuer, beziehungs⸗ 
weiſe zur Ueberweiſung an die Kommunen. Wenn ſich jetzt nun 
herausſtellt, daß dieſer Mehrertrag über 40 Millionen beträgt, jo 
kann doch nicht gefolgert werden, daß man nun noch 62 Millionen 
verwendet, die zum Theil durch neue Steuern aufgebracht werden 
müſſen, um einen vollſtändigen Erlaß der Grund⸗ und Gebäude⸗ 
ſteuer herbeizuführen. (Hört, hört! links). Es läge doch näher zu 
erwägen, ob man nicht bei dieſen unerwarteten Mehrerträgen einen 
Theil abzweigen ſollte, um einen Theil der ſtaatlichen Bedürfniſſe, 
deren Delnglſchkeit anerkannt iſt, zu befriedigen, und ob man nicht 
etwa 10 Millionen zur Verbeſſerung der Gehälter der unteren und 
mittleren Beamten und zur Verbeſſerung des Volksſchulweſens 
verwenden ſollte. Bei der Vorlage des Zedlitzſchen Volksſchul⸗ 
geſetzes erklärten ſich Staatsregierung und Finanzminiſter aus⸗ 
drücklich damit einverſtanden, daß 9 Millionen von dem Mehr⸗ 
ertrage der Einkommenſteuer zur Durchführung des Geſetzes ver⸗ 
wendet werden ſollten, obwohl in den Motiven des Geſetzes aus⸗ 
drücklich darauf hingewieſen wurde, daß erhebliche Zweifel be⸗ 
ſtänden, ob dadurch nicht der Geſammtbetrag des Mehraufkommens 
der Einkommenſteuer abſorbirt werden würde. N 

Mit vollem Recht wird in den Motiven ausgeführt, daß der 
Begriff der Ueberweiſung ebenſowenig feſtſtehe, wie der Begriff, 
an welche kommunale Verbände überwieſen werden ſoll. n dem 
Sinne der Denkſchrift, daß der Staat nach wie vor die Steuern 
erhebt, und aus feinen Kaſſen an die Gemeinden auszahlt, iſt die 
Ueberweiſung von Wenigen verſtanden worden. Faſt immer hat 
man unter Ueberweiſung an die Gemeinden die Ueberwelſung zur 
eigenen Einziehung und eventuellen anderweitigen Geſtaltung 
der Steuern verſtanden. Ich möchte den Unterſchied zwiſchen 
Ueberweiſung und Erlaß dahin charakteriſiren: in beiden Fällen 
verzichtet der Staat auf bisberige Einnahmen, bei der Ueber⸗ 
weiſung mittelbar zu Gunſten der Gemeinden bezw. Kommunal⸗ 
verbände. Die einzelnen Steuerpflichtigen erhalten nur mittelbar 
einen Vortheil durch die Ermäßigung der Kommunallaſten. Bei 
dem Erlaß wird der Vortheil unmittelbar und direkt den einzelnen 
e zu theil. Die Gemeinden erhalten nur indirekt 
den Vortheil dadurch, daß fie in der Lage find, die ſteuerkräftigen 
Ferien n höherem Maße zu den Kommunallaſten heranzuziehen. 

er Erlaß hat jedenfalls keine Vortheile vor der Ueberweiſung. 
Als Nachtheile der Ueberweiſung iſt früher ausgeführt worden, 
daß dies eine Begünſtigung der großen Städte und der wohlhaben⸗ 
den Landestheile mit ertragreichem Boden gegenüber den lleinen 
und armen Städten und den Kreiſen mit Sand» und Moorboden 
mit ſich bringt. Das trifft in viel höherem Maße bei dem Erlaß 
zu. Von den 62 Millionen M., welche an Grunde, Gebäudes 
und Gewerbeſteuer erlaſſen werden, würden auf Berlin über 
10½, auf Breslau 1¼, auf Köln ½, auf Frankfurt a. M. über 
1¼ Millionen fallen. Die erlaſſenen Beträge belaufen ſich in den 
wohlhabenden Kreiſen und Provinzen Sachſens, Hannovers, 
Schleswig⸗Holſteins auf 5—8, in anderen Kreiſen auf mehr als 
kei Pt, in einer großen Anzahl von Kreiſen aber kaum 
auf eine ark. 

Die Eröffnung neuer Steuerquellen als Folge des Erlaſſes iſt 
meines Erachtens ein arger Euphemismus. Was bringt 
die neue Steuerreform den Kommunalverbänden? Den Kreiſen 
bringt ſie zunächſt einen vollſtändigen Verluſt der 5 Ueber- 
weiſungen aus den Getreide- und Viehzöllen, die ſich im Durch: 
ichnitt der letzten Jahre auf mehr als 50 Millionen Mark beliefen, 
und welche mit 30 Millionen ſehr mäßig und mit 24 oder 25 Mil⸗ 
lionen jedenfalls zu niedrig geſchätzt werden. (Hört, hört! links.) 
Den Gemeinden bringt dieſer Plan zunächſt etnen direkten und 
indirekten Verluſt eee welchen die Motive auf 2 800 000 
Mark ſchätzen. Er bringt ihnen ſodann die ſichere Ausſicht auf 
eine neue und erhebliche Mehrbelaſtung mit . und 
Koſten durch die Ausſicht auf die peine der Erhebung 
ſämmtlicher direkten Staatsſteuern. Sie bringt ihnen keine Er⸗ 
öffnung neuer Steuerquellen; denn in dem weitaus größten Theile 
der Monarchſe dürfen die Gemeinden bereits die Grunde, Ge⸗ 
bäude⸗ und Gewerbeſteuer mit Zuſchlägen belaſten oder an Stelle 


ſolcher Zuſchläge befondere Steuern vom Grund⸗ und Gebäude⸗ 
beſitz mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde erheben. 

Den unmittelbaren Vortheil aber haben von dem Erlaß nur 
die Grund⸗ und Gebäud beſitzer und die Gewerb:treibeiden. Da 
iſt es aber nicht ganz unbedenklich, ob nicht eine ſolche Reform 
einigermaßen im Widerſpruch ſteht mit der Tendenz unſerer Sozial⸗ 
reform im Reiche und mit dem Beginn der Steuerreſorm 
Preußen. Das Einkommenſteuergeſetz hat bei der Ausgeſtaltung 
des Tarifs die Abſicht verfolgt und im Weſenltichen auch den Er⸗ 
folg gehabt, unter Entlaſtung der minder Wohlhabenden die öffent⸗ 
lichen Laſten vorzugsweiſe auf die Schultern der wohlhabenden 
Klaſſen zu legen. Damit würde dieſe Fortſetzung der Steuerreform 
in Widerſpruch ſtehen. Der Erlaß, der dem Grundbeſitz zufällt, 
kommt auf dem platten Lande in der Regel den Begüterten zu 
Gute, denn mit verſchwindenden Ausnahmen ſind auf dem platten 
Lande die Angeſeſſenen im Gegenſatz zu den nicht Angeſeſſenen die 
Wohlhabenderen. (Lebhafter Widerſpruch rechts). Aehnlich, wenn 
auch nicht ganz ſo, liegt es in der Stadt bei den Gebäudebeſitzern. 
Sie find in der Mehrzahl der Fälle gegenüber der großen Zahl 
der Steuerpflichtigen, die auf ihr Arbeitseinkommen angewieſen 
ſind, die Wohlhabenden. Die Großkapitaliſten ſind faſt immer auch 
Hausbeſitzer und in vielen Fällen Gewerbetreibende. 

Daß es ſich hier um die Ausgleichung eines früheren Unrechts 
handelt, iſt nicht unrichtig, aber es iſt auch nicht ganz richtig, denn 
es wird dabei ein wejentiihes Moment überſehen, welches von den 
meiſten auch als ſelbſtverſtändlich angeſehen wird, der Umſtand 
nämlich, daß die Grundſteuer trotz ihres rechtlichen Charakters als 
Steuer thatſächlich den Charakter einer Rente hat. Ihre Aufhe⸗ 
bung bedeutet für den Grundbeſitzer nicht bloß eine Ermäßigung 
an ſeinen laufenden Steuerausgaben, ſondern einen unmittelbaren 
Vermögenszuwachs (Hört, hört! links). Deshalb tragen dieſe Maß⸗ 
nahmen doch einen agrariſchen Beigeſchmack (Hört, 
hört! links). 

Daß die Grundbeſitzer dieſen Vermögensvortheil nicht be⸗ 
halten, ſondern daß er ihnen, einmal durch die Vermögensſteuer, ſodann 
durch die erhöhte Heranziehung zu den Grund⸗ und Kommunal⸗ 
ſteuern abgenommen wird, iſt nur zum Theil richtig. Durch die 
Vecmögensſteuer wird von dem Betrage, der dem unverſchuldeten 
Grundbeſitz zufällt, etwa der vierte Theil abſorbirt, durch die er⸗ 
höhten Kommunallaſten, die durch die Aufhebung der lex Huene 
eintreten, vielleicht auch der vierte Theil. Die Hälfte behält er 
alſo auf jeden Fall; der verſchuldete Grundbeſitzer behält noch 
mehr. Wie viel der Grundbeſitz in Folge des Kommunalſteuer⸗ 

eſetzes zu den Kommunallaſten beitragen wird, richtet ſich nach 
er Höhe der kommunalen Bedürfniſſe und nach der Art, in welcher 
bisher die Mittel zu ihrer Beſtreitung n worden ſind. 
Wie das neue Kommunalſteuergeſetz * dieſer Richtung wirken 
wird, läßt ſich mit einer Formel nicht allgemein feſtſtellen. 

Die Steuerreform verwirklicht keineswegs das Programm des 
Abg. v. Gneiſt: „Die Perſonalſteuer dem Staate, die Realſteuer 
den Gemeinden.“ Denn der Staat erhebt in Zukunft neben der 
Einkommenſteuer noch die Vermögensſteuer, welche trotz des 
Schuldenabzugs in mancher Hinſicht den Charakter der 
Objektsſteuer hat. 

Die Gemeinden ſollen in Zukunft neben den Realſteuern auf 
Zuſchläge zu der Perſonalſteuer angewieſen ſein. Wie ſich das in 
den einzelnen Gemeinden geſtaltet, iſt nicht zu überſehen. Durch⸗ 
aus unmöglich aber iſt eine ſolche Kompenſation bei den Guts⸗ 
bezirken, die in ihren Kommunallaſten durch die Steuerreform in 
keiner Weiſe neu belaſtet werden. Was in einer Gemeinde möglich 
iſt, fällt in dem Gutsbezirk weg, und in dieſer Zuwendung eines 
beſonderen Vortheils an die Gutsbezirke liegt wiederum der 
agrariſche Charakter der Reform. (Hört, hört! links.) 

Noch durchgreifender find die Bedenken bezüglich der Bes 
ſtimmungen, welche auf das öffentliche Leben einwirken. Namentlich 
find die Folgen, die ſie bezüglich des politiſchen Wahlrechts zum 
Abgeordnetenhauſe und zu den Kommunalvertretungen haben, 
böchft bedenklich. . r 

In den Motiven des Entwurfs eines Gemeindeabgabengeſetzes 
von 1879/80 heißt es, die Grund⸗ und Gebäudeſteuer habe eine 
Bedeutung, welche weit über die Kreiſe und Gemeinden hinausgehe. 
Deshalb werde der Staat niemals im Stande ſein, auf den Ertrag 
der Grund⸗ und Gebäudeſteuer 1 verzichten, denn in dem Augen⸗ 
blicke, wo er dieſe Steuern an die Gemeinden überweiſe, werde 
fein Intereſſe an der Verwaltung dieſer Steuern geringer. Dieſe 
Ausführungen haben nichts Perſönliches, ſie ſind dem vom Abg. 
Dr. Meyer verfaßten Kommiſſionsbericht entnommen, welcher die 
einſtimmige Auffaſſung der Kommiſſion wiedergab. Einzelne Mit⸗ 
glieder jener Kommiſſion namentlich aus den Reihen des Zentrums 
und der konſervativen Partet, gehören noch heute dem Hauſe an. 
Ich ſelbſt habe mich damals im Namen der Staatsregierung zu 
dieſer Auffaſſung bekannt, das Geſetz trug die Unterſchrift des 
jetzigen Miniſterpräſidenten als damaligen Miniſters des 

nnern. (Heiterkeit.) Ich ſtehe noch heute auf dieſem Standpunkt. 

hne ſchwere Gefährdung weſentlicher Intereſſen des e 
Lebens wird ein gänzlicher Verzicht auf die Grund⸗ und Gebäude⸗ 
ſteuer nicht möglich ſein. Daß die Veranlagung der Grundſteuer 
auch fernerhin noch im Staate beſorgt werden muß, wird aus⸗ 
drücklich auch in dieſem Entwurf anerkannt. Eine Veranlagung 4 
ſolchen Steuern, die der Staat nicht erhebt und die Gemeinde nicht 
zu erheben braucht, iſt indeß unzweckmäßig und auf die Dauer un⸗ 
möglich. (Sehr richtig links) 

Hier in Berlin liegen die Verhältniſſe ſo, daß nicht nur eine 
Veranlagung, ſondern eine mit erheblichen Koſten und Mühe⸗ 
waltungen verbundene Reviſion der Gebäudeſteuer mit allen ihren 
weitläufigen Rechnungen doch eigentlich keinen rechten Sinn hat, 
da in Zukunft weder der Staat noch die Gemeinde dieſe Steuer 
erheben. Die ganze Veranlagung ſteht auf dem Papier. Die 
N der Gebäudeſteuer erfolgt provinzweiſe, kreisweiſe; 
ft iſt für eine Kommunalſteuer abjolut ungeeignet. Man würde 

ch für dieſe Form der Veranlagung niemals entſchieden haben, 
wenn man angenommen hätte, daß nach Jahresfriſt dieſe Steuer 
als Staatsſteuer gänzlich bejeitigt werden würde. 

An die Entrichtung der Realſteuern knüpft ſich eine ganze 
Reihe von Pflichten. Ob da ohne weiteres die Formel: „Veran⸗ 
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logumg Statt . paßt, iſt en Sie führt zu großen 
Schwierigkeiten in Städten und Gemeinden. Daraus folgt für 
mich, daß ganz unbedingt als integrirender Be⸗ 
ſtandtheil der Steuerreform und gleichzeitig 
mitihrein Wahlgeſetz zum Landtag und für Ko m⸗ 
munalvertretungen erlaſſen werden muß, (Beifall 
links) und daß ohne dieſes die Reform unannehmbar if. Daß 
jene Formel für die Wahlen zum Abgeordnetenhauſe nicht paßt, 
iſt in den Motiven anerkannt. Wie nun, wenn das Wahlgeſetz 
nicht zu Stande kommt? Es wird ja unzweifelhaft eine große 
Vermehrung der politiſchen Rechte der Grund⸗ und Gebäudebeſitzer 
und der Gewerbetreibenden auf der einen Seite eintreten und in 
Helge der Vermögensſteuer andererſeits eine Steigerung der po: 
litiſchen Rechte des mobilen Kapitals. Deshalb hat dieſe Steuer⸗ 


reform einen aus geſprochenen agrariſchen und 


plutokratiſchen Charakter. 


Am ſchlimmſten äußert ſich dies bei den Wahlen zu den Kom⸗ 
munalvertretungen, denn dieſe Wahlen kommen in Solge von 
Erſatz⸗ und Ergänzungswahlen Jahr für Jahr in großer Anzahl 
vor. Da ſoll nun den Grund⸗ und Gebäudebeſitzern und den Ge⸗ 
werbetreibenden nicht blos ihre Einkommenſteuer, ihre Kommunal⸗ 
ſteuer, ihre Vermögensſteuer, ſondern auch die fingirte Grund⸗ und 
Gebäudeſteuer in Anſchlag gebracht werden. Damit zerſtören wir 
meines Erachtens die ganze Grundlage, auf der das Dreiklaſſen⸗ 
Wahlſyſtem beruht. Das Dreiklaſſen Wahlſyſtem geht davon aus, 
daß der Umfang der politiſchen Rechte durch den Umfang der Ber 
laſtung im öffentlichen Intereſſe beſtimmt wird. Damit würde es 
aber doch in direktem Widerſpruch ſtehen, wenn ich den Umfang 
des Wahlrechts nicht nach den Steuern, die entrichtet werden, 
ſondern nach den Steuern, die erlaſſen werden, bemeſſe. (Heiter⸗ 


keit). 

1 — hat die neue Steuerreform Einfluß auf die Aufhebung 
wichtiger Beſtimmuugen der Landgemeindeordnung. Haben in 
Folge der Steuerreform die Gutsbezirke Sondervortheile, weil ſie 
nicht mit der erhöhten Kommunalſteuer belegt werden können, ſo 
iſt es ganz natürlich, daß dadurch die Aufhebung leiſtungsun⸗ 
fähiger Gutsbezirke, die Vereinigung von im Gemengegelage be⸗ 
findlicher Gutsbezirke und Landgemeinden weſentlich erſchwert 
wird. Dann wird die Zuſtimmung des Gutsbeſitzers niemals zu 
erlangen ſein. Auch die Aufſichtsbehörden werden viel ſchwerer 
daran gehen, den Betreffenden einen Vermögensnachtheil zu⸗ 


ufügen. 

un Fhenfo wenig, wie mit dem Ziel der Steuerreform, kann ich 
mich mit den Mitteln zu ihrer Durchführung einverſtanden erklären. 
Bezüglich der gänzlichen Beſeitigung der lex Huene haben halbe 
Maßregeln, wie man es nennt, einen Vorzug vor ganzer Arbeit. 
Daß dies Geſetz unzweckmäßig iſt und im Ganzen nicht beibehalten 
werden kann, darüber beſteht kein Zweifel. eil das Geſetz nicht 
ſchön iſt, braucht man es aber doch nicht ohne weiteres todtzu⸗ 
ſchlagen. Wenn man es in eine Beſſerungsanſtalt bringt, kann es 
vielleicht recht ſchön werden. (Heiterkeit), Wenn man die Ver⸗ 
wendungszwecke feſtlegt, wenn man einen anderen Verthellungs⸗ 
maßſtab vielleicht nach der Kopfzahl mit . Unter⸗ 
ſtellung der Gutsbezirke unter die Landgemeinden nimmt, ſo 
würden die ärmeren Theile der Bevölkerung viel beſſer dabei 
ahren. 
job Die Vermögensſteuer hat der Finanzminiſter die piöce de 
resistance genannt. Er hat inſofern Recht, als ſie ſelbſt dei Den⸗ 
jenigen Widerſtand fand, die ſonſt in verba magistri zu ſchwören 
flegen. Sie wird zu einer ziemlich richtigen Mehrbelaſtung des 
Bien gegenüber dem unfundirten Einkommen führen. (Heiter⸗ 
keit.) Aber ich glaube, daſſelbe Ziel kann erreicht werden ſowohl 
auf dem von Herrn Jagow angegebenen Wege, als auch auf dem 
Wege der Erbſchaftsſteuer (Wi ier links), welche . nach 
anderer Richtung hin den Vorzug verdient. Allerdings iſt Die Ver⸗ 
mögensſteuer weit ergiebiger und entwickelungsfähiger (Heiterkeit), 
aber auch zu entwickelungsfähig. (Heiterkeit.) Man braucht bloß 
anſtatt / vom Tauſend / vom Hundert zu nehmen (Heiterkeit), 
nur eine Null anzuhängen, dann hat man den zehnfachen Ertrag 
der Steuer, ohne daß ſonſt eine Aenderung dieſes Geſetzes gemacht 


erden braucht. (Heiterkeit.) 

8 Wind nun die Veranlagung! Das tiefe und läſtige Eindringen 
in Privatverhältniſſe war durch das Einkommenſteuergeſetz 
von 1851 verboten, es iſt durch das Geſetz von 1891 geſtattet; 
es wird durch den Entwurf des Vermögensſteuergeſetzes ver⸗ 
mehrt. (Hört, hört! Sehr richtig! links) Wenn man der 
Vermögensſteuer das Etikett einer Ergänzungsſteuer auf⸗ 
lebt, wenn ſie wirklich nothwendig iſt zur „rattonellen 
Geſtaltung des Einkommenſteuergeſetzes behufs ſtärkerer Heran⸗ 
ziehun des fundirten Einkommens“, dann perſtehe ich nicht, 
wesbalb man den Gemeinden und kommunalen Verbänden die Er⸗ 
hebung einer ſolchen Steuer vollſtändig unterſagt hat. Echt 
richtig! Heiterkeit! links.) Ich glaube, daß der in der Denkſchrift 
in den Hintergrund, in die dritte Reihe geſtellte Zweck einer „Stär⸗ 
kung der Finanzgebahrung des Stagtes“ oder kurz geſagt, der fis⸗ 
kaliſche Zweck die auptſache iſt. (Sehr wahr! links.) Gerade bei 
dieſem fiskaliſchen Charakter iſt es doch bedenklich, eine ſolche Steuer 
einzuführen, und zwar lediglich dazu, um ſichere und ſtabile bis⸗ 
herige Einnahmen des Staates aufzugeben zu einer Zeit. wo wir 
mit einem ſtarken und voraussichtlich noch ſteigenden Defizit zu 
rechnen haben, wo durch die Mehrforderungen im Reiche die 
Finanzlage der einzelnen Bundesſtaaten erheblich beeinflußt wird, 
und wo wichtige ſtaatliche Bedürfniſſe kultureller Art Ben 
Mangel an Mitteln unbefriedigt bleiben müſſen. (Sehr richtig! 
links 


u dem Entwurf eines Kommunalabgabengeſetzes nehme ich 
eine im weſentlichen andere Stellung ein. Ich habe einige ſehr 
ſchwere Bedenken und halte die Faſſung einzelner Beſtimmungen 
auch nicht für beſonders glücklich. Aber im großen und ganzen 
ſtehe ich dem Geſetz weit ſympathiſcher gegenüber als der 15 
Richter. Der Haupttheil der Beſtimmungen dieſes Geſetzes iſt 

üheren Kommunalgeſetzen entnommen. Namentlich richtig iſt das 
inzip, daß durch das Geſetz ein beſtimmtes Gebiet abgegrenzt 
wird, innerhalb deſſen die Gemeinden autonom ſich zu bewegen 
befähigt find, und daß nur unter gewiſſen Verhältniſſen dieſe 
Grenzen überſchritten werden können mit Genehmigung der Auf⸗ 
ctsbebörde und dergleichen. Ich bin auch einverſtanden mit der 
ärferen Ausbildung des Gebührenweſens, der Verwaltungsſporteln 
und von erhöhten Schlachthausgebühren in ſo mäßigem Betrage, 
daß dadurch die Fleiſchpreiſe nicht geſteigert werden, und ebenſo 
mit der Einführung des Abzugsrechts für Aktionäre, Kommanditlſten 
und Gewerbetreibende, welche ſonſt ſchon der doppelten Beſteuerun 
unterworfen ſind. Aber es wäre doch beſſer geweſen, wenn au 
dieſe Deen e durch eine Novelle beſeitigt worden wäre. 
(Beifall links.) Ich habe gegen das Kommunalſteuergeſetz nur 
den Vorwurf eines Zuviel und zweier Zuwenig. Für 
einen gänzlich unzuläſſigen End, in dle berechtigte Autonomie 
der Gemelnden erachte ich die Beſtimmungen, welche in $ 62 
eine Zwangsetatiſtirung von Einnahmen, eine Oktroytrung 
der Erhebung von Gebühren, indirekten und direlten Steuern ge 
ſtattet. Dieſe Beſtimmungen find den Vorſchriften des Zuſtändig⸗ 
keitsgeſetzes über die Bmangsetatifieung von Gemeindeausgaben 
ae lde Aber hier handelt es ſich um die Erfüllung recht⸗ 
licher Verpflichtungen, dort um die Frage der Angemeſſenheit eines 
Steuerſyſtems in der Gemeinde, worüber zunächſt die Gemeinde 
ſelbſt zu beſchließen hat. Faßt die Gemeinde dſchreibt aber Be⸗ 
ſchlüſſe, dann tritt das ein, was das Geſetz vorſchreibt, aber eine 
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zwangsweiſe Einführung von Steuern von Aufſichtswegen tt] 


nicht nöthig. Der Oberpräſident von Berlin könnte ja eines Tages 
zu der Auffaſſung kommen, in Berlin prävaliren zu ſehr die 
direkten Perſonalſteuern, die Gebühren und indirekten Steuern 
dagegen könnten den Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht entſprechend 
ſein. Er dekretirt alſo: Die Miethsſteuer wird aufgehoben und 
gedeckt durch eine Braumaterialſteuer, Verdoppelung der Beiträge 
zur Ranaltfatton und Eintrittsgelder für das Rathhaus. (Heiterkeit.) 
Ebenſo wäre die Einführung der Bierſteuer für Spandau, der ſich 
die dortigen Stadtverordneten widerſetzt haben, ſehr leicht zu 
dekretiren. Eine Beſteuerung des Bieres iſt ja ganz zweckmäßig, 
wenn es aber die Stadtvertretung nicht will, würde ich nie die 
Hand dazu bieten. (Sehr richtig! ink.) Hier weiß ich keinen 
anderen Vorſchlag zu machen, als vollſtändige Streichung dieſer 
Beſtimmungen. 

Ebenſo wenig bin ich mit den Beſtimmungen über das Kom⸗ 
munalfteuerpribtlegtum der Beamten einverſtanden. Mit der Ein- 
führung der Deklarxationspflicht iſt doch ein ſehr weſentliches 
Moment für das Gemeindeſteuerprivilegium der Beamten fort⸗ 
gefallen. Ebenſo habe ich Bedenken gegen die Kontingentirung 
der Kreisſteuern. Dieſe ſetzt eine Unifikation voraus, und es wird 
ſich das Verhältniß zwiſchen Kreiſen und Gemeinden ebenſo ge⸗ 
ſtalten müſſen, wie jetzt das Verhältniß zwiſchen Provinzen und 
Kreiſen. Nachdem durch dieſe Kontingentirung der Grund für die 
Einführung der Individual⸗Repartition weggefallen iſt, wäre es 
doch mindeſtens gerechtfertigt geweſen, daß Diejenigen, welche po⸗ 
litiſche Rechte in der Kreis- und in der Kommunalverwaltung 
nicht haben, keine beſonderen Kreislaſten zu tragen haben. 

Dieſe Bedenken machen es mir unmöglich, mich mit dem 
Steuerplan der Regierung einverſtanden zu erklären und die Ver⸗ 
antwortung dafür zu übernehmen. (Hört, hört!) Wenn ich eine 
Reihe von Abänderungsvorſchlägen angedeutet habe, ſo möchte ich 
mich doch ausdrücklich dagegen verwahren, als ob ich dem Plan 
der Regierung ein beſtimmtes poſitives Gegenprogramm entgegen⸗ 
bringe. Das iſt auch nicht Sache des Abgeordnetenhauſes oder gar 
eines einzelnen Abgeordneten. Der Staatsregierung muß die vollſte 
Initiative erhalten bleiben (ſehr richtig! links). Solche Geſetze kön⸗ 
nen nur im Finanzminiſterium unter Mitwirkung der übrigen be⸗ 
theiligten Mintiſterien ausgearbeitet werden. Für einen einzelnen 
Abgeordneten iſt es geradezu unmöglich, nach dieſer Richtung hin 
beſondere Vor chläge zu machen, und es iſt eine nicht berechtigte 
Forderung, wenn von jedem, der eine Kritik ausübt, nun eine be⸗ 
ſtimmte Gegenvorlage verlangt wird. (Sehr richtig! links). Ob 
nun das Geſetz in der Kommiſſion eine andere Geſtalt erhält oder 
nicht, ich würde meine et, davon ee daß 
gleichzeitig und als integrirender Beſtandtheil ein Wahlgeſetz für 
die Landtags⸗ und kommunalen Wahlen vorgelegt wird, welches die 
Einwirkung dieſes Steuergeſetzes auf jene wichtigen Wahlrechte 
poralyfirt. Ich erkenne an, daß es wünſchenswerth iſt, die Steuer⸗ 
reform möglichſt bald zum Abſchluß zu bringen und der Forderung 


des $ 82 des Einkommenſteuergeſetzes gerecht zu werden, obgleich es Ich 


auch auf der anderen Seite gerechtfertigt wäre zu jagen: Wir wiſſen 
ja noch nicht, wie ſich die Ueberſchüſſe aus der Einkommenſteuer ge⸗ 
ſtalten werden. Ich würde darüber hinweggehen und mich freuen, 
wenn eine zweckmäßige Steuerreform in Verbindung mit dem 
Wahlgeſetz noch in dieſer Seſſion zu Stande käme; aber lieber 
eine Verzögerung um zwei oder drei Jahre, als eine Reform, 
welche zwar nicht die Abſicht hat, aber die Wirkung haben würde, 
die 3 der Gemeinden und kommunalen Verbände, die In⸗ 
tereſſen und politiſchen Rechte der minder wohlhabenden Bevölke⸗ 
rung den Intereſſen einzelner Klaſſen von Beſitzenden hintanzu⸗ 
ſtellen, eine Reform, welche trotz der beiten Abſichten Gefahr laufen 
würde, ſich zu gellaltex 415 einer reformatio in pejus. (Lebhafter 
Beifall links. Zlſchen rechts.) 8 e 8 

Finanzminiſter Dr. Miquel: Nach Lage der Sache wäre es 
gar nicht erforderlich geweſen, daß der Vorredner den Zuſammen⸗ 
hang dieſer Steuerreform mit dem Wahlrecht in ſo ſchroffe Ver⸗ 
bindung gebracht hätte, als wenn hierüber nicht im weſentlichen 
Einverſtändniß zwiſchen den bedeutendſten Parteien des Hauſes und 
der Staatsregierung herrſchte, oder als wenn nicht in dem vorlie⸗ 
genden Geſetze dieſer Zuſammenhang unmittelbar anerkannt worden 
wäre, oder als wenn nicht in der Thronrede ausdrücklich die Vor⸗ 
legung eines Wahlgeſetzes verſprochen worden wäre. (Lebhafte 

wiſchenrufe links.) Sie werden noch in dieſer Seſſion ein ſolches 
Wahlgeſetz zu berathen haben, welches den Wirkungen der Steuer⸗ 
reform nach der plutokratiſchen Seite entgegentreten fol. Ich habe 
gegen den Abg. Richter den Einwand gemacht, daß er nur kritiſire, 
daß aus feiner Kritik nicht herzuleiten jet, was er poſitiv wolle, 
und daß das eine unfruchtbare Art von Polemik ſei in einer Frage, 
wo doch e die Reform ſogar durch das Geſetz vorge⸗ 
ſchrieben iſt, es alſo nicht mehr in unſerer Willkür ſteht, ob wir 
etwas thun wollen oder nicht. Der Paragraph 82 des Einkom⸗ 
menſteuergeſetzes ſchreibt doch vor, daß die Mehrbeträge aus der 
Einkommenſteuer verwandt werden ſollen zum Erlaß der Grund⸗ 
und Gebäudeſteuer. Wenn die A ein großes Pro⸗ 
ramm vorlegt, dann würden doch die Abgeordneten nicht frucht⸗ 
2 — wirken, wenn 5 nicht wenigſtens zeigen, nach welcher 
Richtung die Reform in ihrem Sinne gehen ſoll. (Abg. Richter: 
Ich habe es gezeigt.) So? ge: Richter: Sie haben es nur 
nicht verſtanden.) Formulirte Vorſchläge hat der Abg. Richter nicht 
gemacht. 

Der Vorredner will die lex Huene beibehalten, aber er will 
die Ueberweiſungen aus derſelben fixiren und den Maßſtab ändern. 
Die Firtrung würde aber eine Aenderung des Geſetzes zur Folge 
haben. Und wer ſich erinnert, welch“ unendliche Schwierigkeiten 
das Wort „Maßſtab“ veranlaßt hat bei der Berathung des Geſetzes 
von 1885, wird finden, daß hier dem Hause ein Problem geſtellt 
ift, welches in dieſer Seſſion nicht gelöſt werden kann. 

Dann ſprach der Vorredner das große Wort geiahen aus, es 
müſſen außerdem beſtimmte Verwendungszwecke feſtgeſetzt werden, 
ohne mit einem Wort zu ſagen, welche Verwendungszwecke. Ver⸗ 
wendungszwecke kann man doch aber blos vorſchlagen für Verbände, 
die Ausgaben gleicher Art haben. Unſere Kreiſe haben aber in 
den verſchiedenen e ein ganz verſchiedenes Weſen, und 
was man für einen Theil vorſchrelben kann, kann man nicht dem 
anderen Theil vorſchreiben. Die Kreiſe im Weſten ſind Regiminal⸗ 
bezirke und die im Often Kommunalbezirke. Wir aber wollen doch 
die Kommunallaſten reformiren. ollte man die Verwendungs⸗ 
zwecke feſtlegen, ſo würde man dahin kommen, in einigen Landes⸗ 
theilen Ueberweiſungen an die Gemeinden, in anderen an Kreiſe 
erfolgen zu laſſen. Damit würden Sie aber die Verwaltungs⸗ 
Organiſatlon des Staates aus der jetzt gewonnen Einheit heraus⸗ 
reißen. Und wenn man verſuchen wollte, den Maßſtab zu zlehen 
bezüglich der Vertheilung der Gemeinden, jo könnte man ein ver⸗ 
Sy Geſetz nicht zu Stande bringen. 

Die Aufgabe des Staates beſteht doch darin, den wirklich Be⸗ 
dürftigen zu helfen. Ginge es aber nach dem Wunſche des Vor⸗ 
redners, ſo würde man Gemeinden bedenken, die es nicht brauchen, 
und anderen Gemeinden wieder zu wenig geben. Wir überweiſen 
keine . eder an Gemeinden noch an Krelfe, ſondern 
nur Steuerquellen, und überlaſſen einer jeden Gemeinde zu 
prüfen, wie ſie dieſe Steuerquellen für ſich flüſſig machen will 
nach ihren Bebürfniffen. Das tft doch die beſte Grundlage des 
Selbſtverwaltungsſyſtems. Wenn man aber den Gemeinden die 
weitgehendſte Freiheit in der Ausnutzung von Steuerquellen 
giebt und ihnen dieſe Quelle zugleich dadurch entzieht, daß der 
StaatſHand auf fie legt, jo nützen die ſchönſten Paragraphen nichts. 


4 ing, e 
| 


WONDER, 


ara 


Man fragt: „Was bekommen denn die Gemeinden Neues? 
Sie haben ja ſchon die Befugniß gehabt, Grundbeſitz und Gebäude 
zu beſteuern.“ Ste konnten aber von dieſer Befugniß nicht in aus⸗ 
reichendem Maße Gebrauch machen, da der Staat darauf ſeine 
. 825 hat auch über die Vertheil 
er Vorredner hat auch über die Vertheilung der 40 Million 

Ueberſchüſſe aus der Einkommenſteuer geſprochen, aber es wäre 
angebracht geweſen, wenn ein Mann, der an der Staatsregierung 
Theil gehabt und an Kenntniß der Kommunalverwaltung nicht 
übertroffen wird, doch wenigſtens eine Andeutung gegeben hätte, 
nach welchem Maßſtabe die Vertheilung hätte vorgenommen werden 
ſollen. Da er es nicht 15 1 hat, ſo muß ich ſagen, der Gedanke 
bleibt mir fo dunkel, daß ich darauf nicht eingehen kann. Will er 
etwa die Bemeſſung des Maßſtabes der Vertheilung nach den Aus⸗ 
gaben? In Frankfurt a. hatten wir immer Ueberſchüſſe. Mit 
einem Male bekamen wir die Nachricht: Für jeden Lehrer be⸗ 
kommt Ihr fo und ſoviel Zuſchuß vom Slaate. Dieſes Aner⸗ 
bieten wurde natürlich freundlich angenommen. (Heiterkeit). Aber 
— doch ein verkehrtes, verſchwenderiſches Syſtem. (Beifall 
rechts). 

Der Plan der Steuerreform iſt allerdinas ganz neu, aber er 
iſt erſt jetzt entſtanden, weil man ſich früher nicht porgeſtellt hat, 
daß das neue Einkommenſteuergeſetz ein Plus don 40 Millionen 
ergeben wird. Es wäre doch vermeſſen geweſen, wenn ich ohne 
jede Kenntniß der Ergebniſſe der Einkommenſteuer in Ausſicht 
geſtellt hätte, die ganzen Extragsſteuern zu erlaſſen. Ich habe 
immer betont, die Grenze einer vernünftigen Steuerreform läßt 
ſich nur nach der Finanzlage des Staates feſtſtellen. Erſt, als 
wir ſahen, daß die Ueberſchüſſe jo groß waren, da trat für uns 
die Möglichkeit ein, das zu thun, was am wünſchenswertheſten war, 
eine grundlegende Reform herbeizuführen. 

Der Vorredner hat die Reform eine Beſteuerung genannt, die 
nach der einen Seite plutokrattſch, nach der anderen Seite agrariſch 
wirke. Ich muß lächeln, wenn man fagt, die Steuerreform hat 
einen plutokratiſchen Charakter (Abg. Richter: Das hat er gar 
nicht geſagt.), während auf der entge en Seite uns Vor⸗ 
würfe gemacht werden, daß die oberen Klaſſen zu ſehr herangezogen 
werden. (Ruf links: ſo war es ja nicht gemeint.) Der Erfolg 
wird doch aber thatſächlich der ſein, daß die Einkommenſteuer⸗ 
pflichtigen durch verminderte Kommunalzuſchläge eine Entlaſtung 
erfahren. (Widerſpruch links) Wir werden Ihnen eine Statiſtik 
vorlegen über die Wirkung der Steuerreform auf die Steuerver⸗ 
theilung in den Gemeinden des Landes, und Sie werden ſehen, 
wie bedeutend die entlaſtenden Wirkungen find, was doch klar iſt, 
wenn man den Erlaß von 102 Millionen M. auf der einen Seite 
und das Kommunalſteuergeſetz auf der anderen Seite betrachtet 


Man macht es der Reform zum Vorwurf, daß fie die Haus⸗ 
und Grundbeſitzer entlaſte. Die Häuſer befinden ſich aber nicht 
immer in den Händen der reichſten Leue. In vielen Fällen haben 
die Hausbeſitzer ja nur ein formelles Eigenthum. (Lachen links.) 
kann auch nicht zugeben, daß der überwiegende Theil der 
Grundbeſitzer auf dem Lande zu den Plutokraten gehört Herr 
Richter hat angenehm zu hörende Witze über den verſchuldeten 
Grundbeſitz gemacht. Das iſt aber keine Sache, über die man Witze 
machen dürfte. Auf dieſen Leuten laſten 17 Milliarden Schulden. 
(Abg. Richter: Dann ſollen Sie nicht ſolche Prätenſionen er⸗ 
heben!) Die verſchuldeten Grundbeſitzer können in weit höherem 
Maße die Forderung der Entlaſtung aufſtellen, als alle anderen, 
da ſie überlaſtet ſind. Wenn Sie die Steuerreform in dieſer Grund⸗ 
lage ablehnen, dann giebt es nur ein Gegenprogramm: man ver⸗ 
zichtet auf die Reform, die man doch nicht durchführen kann, und 
die 40 Millionen Mehrerträgniſſe werden zur Staatskaſſe gezogen. 
(Heiterkeit.) Der Staat iſt gegenwärtig der in (Heiter⸗ 


kene a De ann 


Reform verzichten, jo geſchleht es in dem Glauben, daß die großen 
vortheilhaften Wirkungen derſelben auf die Dauer für die Wohl⸗ 
fahrt des Landes wichtiger ſind als die augenblickliche Deckung von 
Bedürfniſſen des Staates. Vergeuden Sie durch eine willkürliche 
Vertheilung der 40 Milltonen Mk. Ueberſchüſſe aus der Einkommen⸗ 
ſteuer nicht dieſe Mittel, ſondern laſſen Sie dieſelben der Staats⸗ 
regierung im Intereſſe des Landes. 

Wenn der Vorredner meint, es wäre beſſer, die dringendſten 
Bedürfniſſe des Staates zu befriedigen, warum tadelt er an der 
Vermögensſteuer den fiskaliſchen Charakter? Wenn der Staat 
100 Millionen aus der Hand giebt, dann muß er die Garantie 
haben, daß ſie in einer, den Intentionen der Geſetzgeber entſpre⸗ 
chenden Weiſe vertheilt werden. Wenn dieſe Vertheilung in den 
Gemeinden den Geſetzen zuwiderläuft, dann entſcheidet ja nicht der 
Miniſter allein über das Recht oder Unrecht der Gemeinden, ſon⸗ 
dern nur das ee e Der Vorredner bat ein 
ungeſchicktes Beiſpiel gewählt. Das Geſetz jchreibt nicht vor, es 
muß eine Bierſteuer erhoben werden oder daß indirekte Steuern 
erhoben werden müſſen. Es wird alſo kein Gerichtshof der Ge⸗ 
meinde vorſchreiben, eine Bierſteuer einzuführen. Die Mieths⸗ 
ſteuer iſt auch zugelaſſen. (Rufe: Leider.) Aber es wird keinem 
Oberpräſidenten einfallen, zu ſagen: Schafft ſie ab! Denn Berlin 
würde antworten: Die Miethsſteuer wird auf Grund von recht⸗ 
lichen Verhältniſſen erhoben. Das find alles Geſpenſter. Wir 
werden in der Beſchränkung der Rechte der Gemeinden noch weiter⸗ 
gehen, als das Staatsintereſſe und die Tendenz der Steuerreform 
es unbedingt erfordern. Ueber das Einzelne werden wir in der 
Kommiſſion Rede und Gegenrede hören und Antwort ſtehen. Ent⸗ 
ſcheiden Sie ſich nun für die Verwandlung der Realſteuern in 
eine Kommunalſteuer, dann muͤſſen Sie dem Staal auch die 
Mittel geben zur Deckung des Ausfalls, und bei dieſer Ge⸗ 
legenheit muß die Frage der Unterſcheidung zwischen fundirtem 
und unfundirtem Eigenthum erledigt ſein. Wollen Sie die 
Vermögensſteuer nicht, ſo müſſen Ste uns den Weg zeigen, 
auf welchem ſonſt der Ausfall zu decken fit, ſonſt ſtören Sie 
die ganze Reform. Das Kommunalſteuergeſetz kann nicht berathen 
werden, bevor nicht über dieſe 7 5 — larheit berrſcht. Soviel 
iſt ſicher, daß mein in der Ein Batch: aufgeſtellter Satz aufs 
recht erhalten werden kann, daß wir mit dieſem Reformplan 
innerhalb der Ideen, Wünſche, Anträge und Beſchlüſſe des Hauſes 
und des geſammten Landes bleiben. (Sehr richtig! rechts, Wider⸗ 
ſpruch links.) Das war doch klar, daß eine ſchärfere Heranziehung 
der kapitalkräftigen Leute des Landes zu Gunſten der Grundbe⸗ 
ſitzenden und Gewerbetreibenden ſtattfinden ſollte. Muß da nicht 
wenigſtens eine Kapitalxentenſteuer eingeführt werden? Aber wir 
kriegen ja anſtatt Vorſchlägen im Ganzen nur Kritiken, die uns 
nicht viel klüger machen. Ich hoffe, Sie werden ſich ins Poſitive 
wenden, (Abg. Richter: Immer neue Steuern!) das in dieſer 
Reform enthalten iſt. (Beifall rechts.) 

Abg. v. Eynern (natl) giebt anheim, nach dieſen zwei be⸗ 
deutenden Reden die Sitzung auf eine Viertelſtunde zu vertagen. 

Vizepräſident v. Benda fährt, ohne auf dieſe Anregung 
näher einzugehen, in der Verhandlung fort. 


Abg. Dr. Enneccerus (nl) Entgegen den Anſchauungen des 
Herrn Herrfurth bin ich der Meinung, daß der ganze Reformplan 
dem 8 82 des Einkommenſteuergeſetzes entſpricht. Herr Herrfurth 
beruft ſich darauf, daß nach dem Volksſchulgeſetz 9 Millionen aus 
den Mehrerträgen der Einkommenſteuer zu Schulzwecken verwendet 
werden ſollten. Aber er vergißt dabet, daß dieſer en auf 
keiner Seite e e findet. Es iſt auch durchaus nicht richtig, 
daß der Erlaß der Gebäude⸗ und Grundſteuer S den 
Wohlhabenden entlaſtet. Es iſt gar nicht wahr, daß die Grund⸗ 
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und Hausbeſitzer 7 u den Wohlhabenden ragen Aber 
en 


elbſt wenn fie wohlh nd, ſo erfährt doch dieſe Entlaſtung 
Kr der andern Seite ihren Ausgleich durch eine Mehrbelaſtung 
in Folge der ſtärkeren r in dem neuen Einkommen⸗ 
ſteuergeſetz und durch die zukünftige Ergänzungsſteuer. Die gleiche 
Belaſtung des verſchuldeten und des unverſchuldeten Grundbeſitzes 
iſt überaus ungerecht, und darum iſt es durchaus nur zu 
billigen, daß die meiftbelafteten Grundbeſitzer am meiſten entlaſtet 
werden ſollen. 

Man bat die Ueberweiſung der Gewerbeſteuer etwas Neues 
genannt. Das iſt nicht wahr. Während die Berathung des Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes ſowohl wie früher iſt dieſer Gedanke oft genug 
ausgeſprochen worden Ich erinnere daran, daß nach einem An⸗ 
trage von unſerer Seite der Gedanke der Ueberweiſung der Ge⸗ 
werbeſteuer ſchon damals beſtand. Und ähnlich iſt es bei der Berg⸗ 
2 dab deren Aufhebung Redner meiner Partei ſo oft ge⸗ 
fordert haben. 

Wenn man der vorliegenden Reform nicht zuſtimmt, dann 
läßt man die Realſteuern, deren Ungerechtigkeit tief empfunden 
wird, beitehen, von denen die Grundſteuer wegen ibrer unaleich⸗ 
artigen Veranlagung am meiſten mißveritimmt. Man möge auch 
bedenken, daß bei dem weiteren Beſtehen der Realſteuern eine 
Kapitalrentenſteuer unweigerlich eingeführt werden muß. 5 

Der Abg. Richter hat von einer Benachtheiligung der Städte, 
der Abg. Herrfurth im Gegenſat dazu von einer Schädigung des 
platten Landes geſprochen. Beides iſt unrichtig. Die ſtädtiſche 
Bevölkerung iſt — Ganzen leiſtungsfähiger. Die Steigerung der 
Laſten in den Städten beträgt 39 ¼, auf dem platten Lande 42 ¼ 
Prozent. Auch die Berechnung des Abg. Richter, daß auf die 205 
Städte von den zu überweiſenden Realſteuern nur 35%, Millionen 
entfallen, iſt nicht zutreffend. Der Antheil der Städte an der Ge⸗ 
werbeſteuer iſt viel bedeutender als berechnet worden iſt. Auch 
von der Grundſteuer erhalten die Städte mindeſtens 30, vielleicht 
W Millionen. Die Geſammtſumme der Ueberweiſungen an die 
Städte beträgt 50 Millionen. ı _ 25 — 1 


EFFECT 

Der Grundzug des ganzen Reformplans iſt die Entlaſtung des 
bisber zu ſtark Belaſteten. Das Streben des Abg. Richter, die 
Einkommenſteuer zu vermindern, iſt verkehrt, denn das hätte den 
Erfolg, daß die Einkommenſteuerzuſchläge von Jahr zu Jahr ſich 
vermindern würden. Darauf kann ſich niemand einlaſſen. Deshalb 
wird auch der Plan des Abg. Richter bald von der Bildfläche ver⸗ 
ſchwinden. Eine weitere Folge des Richterſchen Planes wäre das 
Scheitern des Kommunalſteuergeſetzes und das Weiterbeſtehen 
anerkannt unerträglicher Steuern. Dafür müßten wir in abſehbarer 
Zeit zu einer Kapftalrentenſteuer kommen. 

Man darf bei dieſer Reform nicht von einer Bevorzugung der 
Gutsbezirke ae Es iſt falſch, dies durch einſeitige Bezug⸗ 
nahme auf die Schullaſten beweiſen zu wollen. Was würde Herr 
Richter ſagen, wenn man die Wegebaulaſten zu einem Vergleich 
zwiſchen Stadt und Land herausgriffe? Im Allgemeinen find die 
Kommunallaſten auf Stadt und Land gleichmäßig vertheilt. Herr 
Richter meint, die Hinterſaſſen haben eigentlich nichts von der 
Ueberweiſung. Auch das iſt nicht der Fall. Dagegen entſtehen 
Schwierigkeiten durch die Ueberweiſung der Realſteuern bei der 
Erbtheilung. Hier müßte eine Modifikation eintreten. 

Der Abg. Richter wünſcht eine Beſchränkung der Selbſt⸗ 
verwaltung in 3 185 n l 5 
dee sigeſchloſſen werden. Ich meine, die Be⸗ 

en Geſetzes ſind noch viel zu eng. 

Wenn wir die geſammte Steuerreform durchführen wollen, 
müſſen wir den Ausfall an Einnahmen zu ergänzen ſuchen. Unter 
den Vorſchlägen, die in dieſer Richtung gemacht ſind, wird man 
in der Kommiſſion den beſten ſuchen müſſen. 
emeinen darf man an dieſer Frage, jo wichtig fie ſein mag, 
te ganze Reform nicht ſcheitern laſſen. Der Plan, die 
Ergänzung innerhalb des Rahmens die Einkommenſteuer herbei⸗ 
zuführen, wird ſehr vielen Schwierigkeiten f ſein. Auch 
die anderen Pläne haben neben manchem Vorthei 
Mängel. Die Erbſchaftsſteuer, welche von anderer Seite zur 
Ergänzung vorgeschlagen worden iſt, trifft ſehr wohlhabende Leute 
nicht beſonders. Die Minderwohlhabenden trifft ſie äußerſt hart 
Zudem iſt der Prozentſatz viel zu hoch, der erhoben werden müßte, 
wenn ſie wirklich eine Ergänzung darſtellen ſoll. Die Vermögens⸗ 
ſteuer endlich erreicht daſſelbe, was in den anderen Ländern die 
Einkommenſteuer auffundirtes Einkommen erreicht Doch wird die 
Veranlagung einfacher geſtaltet werden müſſen. Vielleicht wird 
man auf Grund des beſtehenden Einkommenſteuer⸗Einſchätzungs⸗ 
verfahrens zu einem für die Vermögensſteuer paſſenden gelangen 
können. Im Uebrigen jedoch halte ich die Vermögensſteuer für 
den beſten, weit en Weg der Ergänzung des Einnahme⸗ 
ausfalls. (Beifall.) 

Die Debatte wird hierauf vertagt. 

Perſönlich bemerkt Abg. Richter (dfr.): Der Finanzminiſter 
5 bemerkt, ich hätte über die Verſchuldung der Gutsbeſitzer nur 

itze geriſſen. Ich habe nur die ſcherzhafte Bemerkung über 
rätenſionen verſchuldeter Gutsbeſitzer in Bezug auf öffentliche 
. gemacht, beſonders wenn ſie gerade aus ihrer Verſchuldung 


Momente für ihre Prätenſionen entnehmen. Sodann hat der 
Finanzminiſter die Gewohnheit angenommen, ſeinen Gegnern, wenn 
er fie nicht fachlich widerlegen kann (oho, rechts) — Sie wiſſen ja 


noch gar nicht, was ich jagen will (große Heiterkeit) — allgemein 
dahin rc daß ſie nur „gen 1 81 verſtänden, und daß 
ſie kein feſtes Programm gaben. Ich befinde mich mit dieſem Vor⸗ 
wurf in exzellenter Geſellſchaft. da dieſer Vorwurf ja auch ſeinem 
Be 8 dem Abgeordneten Herrfurth, nicht erſpart 
eblieben iſt. 

habe in meiner Rede auch ein ſcharf umgrenztes Pro⸗ 
> wie ich mir die Vertheilung — —— 


Der . ſelbſt hat in einem unbe⸗ 


ede ſeiner Gegner zu begreifen. Wenn aber da⸗ 
Äintfter in der Lage war, nach 


nhaltsloſen B 0 
ſeren belebten 8 = ae en wenn er ſich eines Bei 


Abg. Dr. Enneeecerus erklürt, daß er nicht ausführlich gegen 
das Programm des Abg. Richter polemifirt, ſond we 
Wunde ans deſſen Nee bee Aue 177 onbern. ue 


Abg. Richter: Mein Vorredner hat eb ührlich wie 
oberflächlich über mein Programm * 1 2 — alles 


andere. 

Abg. Enneccerus: Ich babe nur das Pr des Abg. 
Richter feftnageln wollen. (Abg. Richter: Alſo hab ich doch 
eins! Große Heiterkeit.) 415 

Nüchſte Sitzung Dienſtag 1¾ Uhr. 

(Schluß gegen 4 Uhr.) 


Aber im All⸗ 


ſehr erhebliche J 


i n en als Miniſterpräſident beſprach. 


N * Hann An N 
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Deutſchland. 
— Berlin, 21. Nov. [Exminiſter Herrfurth.] 
Wenn ſonſt bei uns Miniſter ins Privatleben zurückkehren, 
dann ducken ſie unter, und nicht nur die große Welt, auch 
ſogar ihre frühere politiſche Umgebung weiß nichts mehr von 
ihnen. Als wohlgezogene Bureaukraten halten ſie den Mund. 
Neue Zeiten, neue Sitten! Fürſt Bismarck, der ſeine eigenen 
Kollegen, ſobald ſie aus dem Amt geſchieden waren, zwar ſtets 
zum Schweigen verdammt hat, war der erſte, der es ſich nicht 
gefallen laſſen wollte, „als ſtummer Hund beiſeite zu ſtehen.“ 
Zwar räſonnirt er nur in Privatgeſprächen und in Zeitungen, 
aber er räſonnirt doch. Einen Schrit weiter (möchte ihn doch 
nur auch Fürſt Bismarck gehen!) macht der Exminiſter Herr⸗ 
furth. Der thut, was ihn Gewiſſen und Pflicht heißen, und 
wo er politiſch geendigt zu haben ſcheint, da fängt er wieder 
an und fängt damit eigentlich erſt an, ſtaatsmänniſch zu wirken. 
Aus dem Staatsminiſterium hat er ausſcheiden müſſen, weil 
ihm die Miquelſche Steuerreform nicht gefiel, und heute hat 
er im Abgeordnetenhauſe in einer denkwürdigen Rede geſagt, 
warum ihm die Reform nicht gefiel, und warum er ſie jetzt 
wie damals bekämpfen muß. Das Schärfſte, was ſich gegen 
die neuen Steuervorlagen ſagen läßt, iſt in der Rede Herr⸗ 
furths enthalten. Die Reform hat nach ihm einen agrariſchen 
Beigeſchmack, der ſich mit dem ſozialreformeriſchen Zuge der 
Gegenwart nicht verträgt; ſie mündet in plutokratiſche Be⸗ 
günſtigung der Wohlhabenden aus; ſie beeinträchtigt die Selbſt⸗ 
verwaltung der Gemeinden. Um dieſes klare und feſte Gerüſt 
legte der Abg. Herrfurth die ganze Schwere und reiche Fülle 
ſeiner nicht zu überbietenden Sachkenntniß. Man mag, je 
nach dem Standpunkt, eine kritiſche Stellung zur Herrfurth⸗ 
ſchen Kritik zuläſſig oder gar geboten erklären, ſo wird man 
gleichwohl in allen Lagern darin übereinſtimmen müſſen, daß 
es ein Gewinn für unſer öffentliches Leben iſt, wenn Männer 
wie Herrfurth den unſeligen bureaukratiſchen Bann durchbrechen 
und ihre Fähigkeiten für die großen parlamentariſchen Auf⸗ 
gaben nutzbar machen. 

— Zum Nachfolger des kaiſerl. Botſchafters in Peters⸗ 
burg, v. Schweinitz, welcher, wie bereits gemeldet, aus Ge⸗ 
ſundheitsrückſichten demnächſt zurücktritt, iſt nunmehr be⸗ 
ſtimmt General v. Werder auserſehen, welcher bekanntlich 
längere Zeit Militärbevollmächtigter in Petersburg war. 
Gutem Vernehmen nach wurde bei dieſer Wahl einem vom 
Kaiſer von Rußland direkt ausgeſprochenem Wunſche Rechnung 
etragen. 

5 Woldenberg. 21. Nov. Amtliches Reſultat der im erſten 
Wahlbe zirke des Regierungsbezirks Frankfurt a. O. ſtattge⸗ 
babten Landtags ⸗Erſatzwahl. Abgegeben wurden ins⸗ 
geſammt 311 Stimmen, davon erhielt v. Waldow (konſ.) 287 und 
5 . (freiſ.) 21 Stimmen. Erſterer iſt mithin 


Vermiſchtes. 
Aus der Reichshauptſtadt, 21. Nov. Der Poſt⸗ 
ſchaffner Roſenberg, der am Sonnabend vor dem Schwur⸗ 
gerichte des Landgerichts I unter der Beſchuldigung ſtand, ſeine 
Gattin vorſätzlich und mit Ueberlegung getödtet zu haben, wurde 
wegen Bedrohung in 4 Fällen und wegen Todtſchlags zu 10 
ahren 1 Monat Zuchthaus und 10 Jahren Ehrverluſt 
W Ein Monat wurde auf die Unterſuchungshaft, an⸗ 
gerechnet. 


Telegraphiſche Nachrichten. 

Kiel, 21. Nov. Die ſanitätspolizeilſchen Vorſchriften für die 
Behandlung der von Hamburg, Al zona und Stettin kommenden 
Schiffe ſind heute aufgehoben worden. 

Bergen, 21. Nov. Das aus den Panzerſchiffen „König 
Wilhelm“, „Deutſchland“, Beowulf“ und „Siegfried“ beſtehende 
deutſche Geſchwader iſt heute Nachmittag hier eingetroffen. 

Hamburg, 21. Nov. Die Hamburg⸗Amerikaniſche Packetfahrt⸗ 
Aktien⸗Geſellſchaft wird auf Grund bereits unterzeichneter Verträge 
ihre bisher in unregelmäßigen Zwiſchenräumen mit Fracht⸗ 
Dampfern betriebene Verbindung von Stettin nach Newyork vom 
Januar ab in eine regelmäßig vierzehntägig verkehrende Paſſagier⸗ 
dampferlinie umwandeln und den Verkehr von Schweden und 
Norwegen in dieſen Dienft mit einziehen, indem fie die von Stettin 
auögebenben Dampfer die Häfen von Helſingborg, Gothenborg und 
Chriſtianſand anlaufen läßt. 

Wien, 21. Nov. Wie die „Polit. Korr.“ von maßgebender 
Seite erfährt, hat geſtern zwiſchen dem Miniſter des Auswärtigen 
Grafen Kalnoky und dem titalieniſchen Botſchafter Grafen Nigra 
der Austauſch der Noten ſtattgefunden, in denen das Ergebniß der 
in den letzten Wochen bezüglich der N gepflogenen Be⸗ 
ſprechungen Namens der betheiligten Regierungen genehmigt wird. 

Kopenhagen, 21. Nov. Der Dichter Jens Chriſtian Doſtrup 
iſt heute Vormittag geſtorben. 

Stockholm, 21. Nov. Der Reichstag begann heute die Be⸗ 
rathung der Armecorganſſationsvorxlage. In der zweiten Kammer 
gab der Kriegsminiſter eine hiſtoriſche Ueberſicht über die verichte- 
denen Stadien in der Entwickelung der Armee und führte aus, er 
ſehe 90 Tage für die Uebungen der Wehrpflichtigen als ausreichend 
an auf Grund ſeiner im deutſch⸗franzöſiſchen Kriege im Jahre 1870 
aus eigener Anſchauung gemachten Erfahrungen. Der Kriegsmini⸗ 
ſter ſchloß mit der Bitte, die Kammer möge die Regierungsvorlage 
annehmen und ſich damit den Dank der Feen und ſpäterer 
Generationen ſichern. (Lebhafter Beifall.) 

ern, 20. Nov. Das Berner Volk beſchloß heute mit 
etwa 27 000 gegen 17 000 Stimmen, die gänzlich veraltete 
Kantonsverfaſſung vom Jahre 1846 durch den großen Rath 


ch revidiren zu laſſen. 


Palermo, 20. Nov. Heute Abend fand (wie ſchon kurz be⸗ 
richtet) hier zu Ehren des vormaligen Miniſterpräſidenten Crispt 
ein Bankett ftatt, wobei Crtspi in ausführlicher Rede feine 
Crispi griff die Rechte 

eftig an und betonte die Nothwendigkeit einer Rekonſtruktion der 
Parteien. Zwiſchen den Anhängern der Linken und deren Gegnern, 
den Mitgliedern der Rechten, beſtehe eine weitgehende Spaltung. 
Die Monarchie unterſcheide ſich von der Republik nur dadurch, 
daß erſtere ein ſtändiges, die letztere ein aus einer Wahl hervor⸗ 
gehendes Oberhaupt beſitze. An dieſer Idee halte er mehr denn 
je feſt, well ſich an der Grenze Italiens die franzöſiſche Republik 
gebildet habe. Erispi ſchloß daran warme Lobſprüche auf 
die franzöſiſche Republik, indem er hinzufügte, daß dieſe Lobſprüche 
aus ſeinem Munde nicht als Schmeicheleien erſcheinen würden. 
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Redner erörterte ſodann die Reformen, deren Durchführung er 
wünſche und erkläre, auf einer 1 des ſtaatlichen Kirchen⸗ 
rechtes beſtehen u müſſen. Bei efpregung der auswärtigen 
Politik bemerkte Crispi, Italien habe ſich im Jahre 1832 den 
beiden Kaiſerreichen behufs gemeinſamer Vertheidigung ange⸗ 
ſchloſſen. Es ſei das Prinzip eines Bündniſſes der kontinentalen 
Staaten, nach welchem Italien ſtrebe, die Vereinigung der Waffen ſollte 
jedoch von jener der wirtſchaftl. Intereſſen begleitet ſein. Den letzteren 
ſei durch die abgeſchloſſenen Handelsverträge nur ſchlecht entſprochen 
worden. Er ſpreche gegen das Mintftertum, das die Verträge mit 
Oeſterreich⸗Ungarn und Deutſchland erneuert habe, keinen Tadel 
aus, er mißbillige nur die überſtürzte Art und Weiſe, er würde in 
die Erneuerung der Verträge nur auf anderen Grundlagen und 
unter anderen Bedingungen gewilligt haben. Italien ſei diejenige 
der drei verbündeten Mächte, die am meiſten von der Tripelallianz 
leide. Crispt beſprach ſodann den erbitterten wirthſchaftlichen Krieg, 
den Frankreich gegen Italien ſeit 11 Jahren aus politiſchen Gründen 
führe und in der Ueberzeugung fortſetze, Italien u exmüden und dann 
über daſſelbe triumphiren zu können. Das Miniſterium hätte bei der 
Erneuerung des Dreibundes von demGedanken durchdrungen ſein ſollen, 
daß es unmöglich fet, die wirthſchaftlichen Fragen von der Politit zu 
trennen. Crispi ſchloß mit der Verſicherung, daß ihn Enttäuſchun⸗ 
gen nicht entmuthigten, daß er vielmehr die Zukunft des Vater⸗ 
landes noch in roſigen Farben ſehe. Er appellire vertrauensvoll 
an die jüngere Generation, damit dieſelbe ſich einen Führer wähle, 
der ſie zur Errungenſchaft eines freien, großen und geachteten 
er zu geleiten und die volksthümliche, durch die Einheit des 

andes e rleiſtete Monarchie unerſchütterlich zu geſtalten im 
Stande ſei. 

Paris, 21. Nov. Ein geſtern Abend abgehaltener Mi⸗ 
niſterrath beſchäftigte ſich mit der Frage, welche Haltung das 
Kabinet bei der Beantwortung der Interpellationen über die 
Panamaangelegenheit einnehmen ſolle. Wie es heißt, würde 
ſich daſſelbe einem Antrage betreffend eine parlamentariſche 
Unterſuchung nicht widerſetzen. 

Paris, 21. Nov. Die Deputirtenkammer berieth über 
die Interpellationen betreffend die Panamakanal⸗Angelegenheit 
und beſchloß einſtimmig die Einleitung einer parlamentariſchen 
Unterſuchung. 

Paris, 21. Nov. Dem „Matin“ zufolge beſchloß die Regie⸗ 
rung, die auswärtigen Führer in dem Ausſtande der Arbeiter der 
Nahrungsmittelbranche auszuweiſen. € 

rüſſel, 20. Nov. Ein Telegramm der „Indépendance belge“ 
aus Mons berichtet, es ſeien heute in Ghlin zwei und in Cuesmes 
drei Choleratodesfälle vorgekommen, in letzterem Orte ſeien außer⸗ 
dem eine Anzahl Perſonen an der Cholera erkrankt. Auch aus 
Jemappes werden mehrere Cholerafälle gemeldet. 
rüſſel, 21. Nov. Gegenüber einer Depeſche des „Daily 
Chronicle“ aus Wien, in welcher behauptet wurde, die italieniſchen 
Delegirten zur Münzkonferenz würden ſich von der lateiniſchen 
Münzunion zurückziehen, wird von gut unterrichteter Seite mitge⸗ 
eilt, die Delegirten der verſchtedenen die lateiniſche Münzunkon 
bildenden Staaten würden in allen die lateiniſche Münzunton bes 
treffenden Punkten ein gemeinſames Votum abgeben. Der franzö⸗ 
ſiſche Delegtrte Tirard ſei in allen die lateiniſche Münzunion be⸗ 
treffenden Punkten zum Wortführer beſtimmt. Dieſer Beſchluß ſei 
heute in einer durch die italieniſchen en berufenen Konfe⸗ 
renz der zur lateiniſchen Münzunſon gehörigen Staaten unter dem 
Vorſitz des belgiſchen Miniſterpräſidenten Beernaert gefaßt worden. 


Paris, 22. Nov. 
beſetzten die Franzoſen Abomey kampflos. König Behanzin 
ſei geflüchtet und es ſei unbekannt, ob ſich ſeine Leute eben⸗ 


falls geflüchtet oder den Franzoſen angeſchloſſen hätten. Der 
goldene Thron Behanzins ſei nach Porto novo geſchickt, um 


nach Toffa gebracht zu werden. 


Meteorologiſche Beobachtungen zu Polen 
5 im November 1852. 


arometer auf 0 


een 
Datum Gr reduz in mm Wind |Wetter ef 
Stunde.) 66 m Seehöhe. Gras 
21. Nachm. 2 67.3 Sd leicht ede + 24 
21. Abends 9 767,5 NW leicht bedeckt + 07 
22. M W leicht bedeckt 9 — 15 


orgs. 7 768,9 
) Früh Nebel und ſchwacher Reif. 

Am 21. Nov. Wärme⸗Maximum + 23° Celſ 
Am 21. Wärme⸗Minimum — 10° = 


Waſſerſtand der Warthe. 

Poſen, am 21. Nov. Morgens 0,48 Meter 

= 21. ⸗ Mittags 0,48 = 
. „22. ⸗ Morgens 0,48 
Celegraphiſche Vorſeuberichte. 
Fond e. 
Breslau, 21. November. (Schlußkurſe.) Behauptet. 

Neue Zproz. Reichsaaleihe 85 70, 3% proz. V.⸗Bfanoar. 97,85, 
Konſol. Türten 21,55, Türk. Looſe 91,75, 4proz. ung. Goldrente 
95,70, Bresl. Diskontobank 96,50, Breslauer Wechslerbant 96,60, 
Kreditaktien 167,40, Schleſ. Bankverein 112,75, Donners marckhütte 
81,50, Flötter Majchinenbau —,.--, Kattowitzer Aktten⸗Geſellſchaft 
zur Bann u. Hüttenbetrieb 115,00, Oberſchleſ. Eiſenban 49,00 
Oberſchleſ. Portland⸗Zement 70,00, Schleſ. Cem 
Zement 85 90, Schl. D. Zement 11400 Kramſta 120,50, 
Zinkaktien 186,50, Laurahütte 99,75, Verein. Delfabr. 92.00. 
Deſterreich. Banknaten 170,10, Ruſſ. Banknoten 200,50, Gieſel 
Cement 72,00. 

Petersburg, 21. Nov. Wechſel auf London 101,45, Ruſſ. II. 
Orientanl. 102%,, do. III. Orientanl. 105, do. Bank für ausw. 
Handel 270, Petersburger Distonto⸗Bank 457, Warſchauer, Dis⸗ 
konto⸗Bank —, Petersb. internat. Bank 445, Ruſſ. 4½proz. Boden⸗ 
freditpfandbriefe 159 ¼½, Gr. Ruſſ. Eiſenbahn 256 ¼, Ruſſ. Südweſt⸗ 
dahn⸗Akten 114%. 

Buenos⸗Ayres, 19. Zn Goldagio 179,00. 


e. 
Köln, 21. Nov (Getreidemarkt.) Weizen loko hleſiger 16,25, 
do. fremder loko 17,00, p. November 16,10, per März 16,60. — 
Rooge, hleſiger loko 15,75, fremder loko 16,75, per Novbr 1490 
per Hin 14.05, Safer biefiner oro 15,75, fremder —, Rüböl 
loko 56,00 de Nov. —,—, per Mat 53,50. — Wetter: Nebel. 
Bremen, 21. November. (Börſen ⸗Schlutzbertcht., Maffintrtes 
8 e 3 Bremer Petroleumbörſe.) Faß⸗ 
zollfrel. Ruhig. Loko 5, 1 
Baumwolle. Steigend. Upland middl. loko 48%, Pf., Upland 
Baſis middl., nichts ik low middl. auf Terminlteferung 


ver Nov. 48%, Pf., v. Dez. 48”, Pf., ver 48 ¾ Pf., p. Febr. 
49 Pf., p. März 49V, Pf., p. April 49 ¾ Pf. 1 Feb 
Schmalz. Shafer — Pf., Wilcox fteigend, 48V, Pf., Choice 


Grocery ſchwach, 50 Pf., Armour ſteigend, 50 Pf., Rohe u. Brother 
(pure) ſchwach, 50 Pf. Fairbanks — Pf. 
Wolle. lümſatz 178 Ballen. 


Nach Meldungen aus Porto novo 
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Speck. Feſt. Nov.⸗Abladung 43 Br., Dez.⸗Jonuar⸗Abladung 
ſhort cleox middl. 41 Br., ong clear middl 40 Br. 

Tabak. 20 Packen Scrubs. 

Bremen, 21. Nov (Kurſe bei Effekten⸗ und Makler⸗Vereins 
ri. 2 bbb. Wılltmireiete urd Kammgarn Spinnerei⸗Ak ien 
131 Gd., kproz. Nordd. Lloyd⸗Yktien 110 Gd. 

Hamburg, 21. Nov Getreidemarkt. Weizen lolo ruhig, 
holſteinſcher l. neuer 150-157. — Wirgeen loko feſt, mecklenburg 
loko neuer 138-140, . gte ruhig, tranſito 115—116. Hafer 
ruhig. Gerſte ruhig. üb! unverz.) ruhig, loko 53 — Spiritus 
loko beſſer, 3. Nov, 21”, Gr. p. Nov.⸗Dez. 217, Br, p. De. 
Jan. 21 ½ Br. . April⸗Mal 22 Br, per Mai Juni —, Kaffee 
5 ruhig Umſatz — Sack. Petroleum ruhig, Standard, white 
oto 5 45 Br., ve. Dez. 5,35 Br. Wetter: Kalt. 

Damburg, 21. Nov Kaffee. (Nachmittagsberi 50 Good ave⸗ 
rage Santos per Dezbr. 78, ger März; 76',, ver Mat 75½, per 
Sept. 75. Ruhig. $ 

Hamburg, 21. Nov. Zuckermarkt. Schlußbericht. Rüben⸗ 
Robzuder Produkt Baſis 88 pCt. Rendement neue Uſance frei 
an Bord Hamburg ver Novbr. 13,97¼, per Dezbr. 14,00, per 
März 14,40, per Mal 14.57 ½. Stetig. g 

Peſt 21. Nov Produktenmarkt. Weizen loto mäßig, per 
Frühen 7 49 Gd. 7.50 r., per Herbſt 7,57 Gd., 7,58 Br. Hofer 
ver Frübiahr 5,49 Kd. 5,50 Br. Mais per Mat: Junk 1893 4,84 
Gd. 4.85 Br. Kohlraps per Auguſt⸗ Sept. 11.75 Gd 11,80 Br 
Wetter: Trübe 2 

Paris, 21. Nov Getreidemarkt. (Schluß.) 
p. Novbr. 21 40, p. Dezember 21.50, p. Januar⸗April 22,20, 
März⸗Juni 22.60. — Roggen träge, 5. Novbr. 13,90, ver 

arz⸗Junt 14,79. — Mehl träge, per Novbr. 47,90, er Dezbr. 
48,20, zer Jan. April 48 90, p. März⸗Juni 49,70. — MHirböl 
ruhig, . Nov. 59,25, p. Dezbr. 59,75, ». Jan.⸗April 61,00, . März: 
Juni 61,50. — Satritus träge, ver Nobbr. 46,50, ver Dezör 
. Jan.⸗April 47,25, 5. Mai⸗Auguſt 47,25. — Wetter 

e 


Paris, 21. Nov. Schluß. Rohzucker ruhig, 88 Proz. lok 
88,00 à 38,25. Welzer Zucker behauptet. er , ver 0 Kilo per 
Novbr 40,25, p. Dezbr. 40,50, per Jan.⸗ April 41,12½, p. März: 
Junt 41.62%, 

Havre, 21. Nov. Telegr. der Hamb. Firma Peimann Ziegler 
u. Co.) Kaffee in Newyork ſchloß mit 10 Points Hauſſe. 

Klo 8000 Sad, Santos 17000 Sack, Rezettes für geſtern. 

Havre, 21. Nov. Telegr. der Hamb. Firma Peimann Ztegler 
u. Co.), Koffee good average Santos, 5. Dez. 98,50, p. März 
97,75, ver Mai 97,25. Kaum behauptet. 

Amfterdam 21. Nov. Bancazinn 56 ¼. 

Amſterdam, 21. Nov. Getreidemartt. Weisen auf Termine 
matt, per Nov. —, März 175. — Roggen loko geſchäftslos, do. auf 
Termine träge, per März 128, per Mat 129. Rüböl loko 26 ¼, p. 
Dez. 26, ver Mai 261. 

Antwerpen, 21. Nov. Getreibemartt. Weizen ruhig. Roggen 
ruhig. Hafer feſt. Gerste ruhig. N 

Antwerpen, 21. Nov. (Teleur der eisen Wilkens und 
Comp. Wolle. La Plata⸗Zug, Type B., per Dez. 4.62%, per Mai 
— bez., Juli 4,80 Käufer. 

Antwerpen, 21. Nov. Petroleummarkt (Schlußbericht.) Rat- 
fin irc Type weitz Iofo 13 bez. u. Br. p. Nov. 13 Br., per Dez. 
13 Br., per Jan.⸗März 13 Br. Ruhig. 

London, 21 Nov. An der Küſte 1 Weize nlabung angeboten. 
Wetter: Schön. 7 
London, 21. Nov. 96 pCt. Javazucker foto 16°, ruhig, Rüben⸗ 
Rohzucker loko 13¼ dic Wetter: —. 

London, 21. Nov. Chilt⸗Kupfer 47, : 

London, 21. Nov. Getreidemarkt. 8 ufangsbericht. 
Gerſte, Hafer und Mehl ue, Mais feiter, etwas beſſer, 0 
Weizen und er 50 3 ½ ſh., Mats ¼ ſh. und Mehl ſh. 
niedriger gegen vorige Woche. 

London, 21. Nov. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Engliſcher 


per 3 Monat 47%,. 
Weizen 


[Mehl Tendenz zu Gunſten der Käufer, Mais feſter, 


Weizen träge. 77 C 


ſcecz | Sn 


Malzgerſte 
und Hafer ſtelig, xuſſiſcher Br geikäftst:3 ½ ſh. niedriger. An⸗ 
gekommenes und ſchwimmendes Getreide und Lokowaare ſehr ruhig. 
— Wetter: Schön. 

London, 21. Nov. Die Getreidezufuhren betrugen in der 
Woche vom 12. bis 18. November: Engliſcher Weizen 1567, fremder 
32 032, engliſche Gerſte 2515, fremde 11788, engliſche Malzgerſte 
17 174, fremde 360, engliſcher Hafer 2063, fremder 34 768 Qrts., 
engliſches Mehl 20 632, fremdes 15 390 Sack. 

Liverpool, 21. Nov. Baumwolle (Anfangsbericht.) Muth⸗ 
maßlicher Umſatz 10%: B. Feſt. Tagesimport 20 000 B. 

Liverpool, 21. Nov., Nachm. 12 Uhr 50 Min. Baumwolle 
Imſatß 1000) Ball., davon für Spekulation und Export 1000 Ball. 
Felt. Amerikaner ½ höher. 

Middl amertkan. ieſerungen: Nov.⸗Dez. 4%, Verkäuferpreis, 
an 5 Käuferpreis, März⸗April 5%, Verläuferpreis, Mai⸗ 
uni 5½, do. 
Glasgow, 21. Nov. Roheiſen. (Schluß.) Mixed numbers 


warrants 41 ſh. 6 d. 

Glasgow, 21. Nov. Die Verſchiffungen betrugen in der 
vorigen Woche 5351 Tons gegen 4769 Tons in derſelben Woche 
des vorigen Jahres. ö 

Newyork, 21. Nov. (Aafangskurſe.) Petroleum Pipeline cer⸗ 

Weizen per Mai 84 ¼. 


tifilates per Dez. —. 
Newyork, 21. Novbr. Weizen p Novbr. 76 ¼ C., p. Dez. 
Berlin, 22 November Wetter: Froſt. 
Fonds⸗ und Aktien⸗Börſe. 

Berlin, 21. Nov. Die heutige Börſe eröffnete in ſehr 
ſchwacher Haltung und mit zum theil erheblich niedrigeren Kurſen 
auf ſpekulativem Gebiet. — Die von den fremden Börſenplätzen 
vorliegenden Tendenzmeldungen lauteten nicht ſo ungünſtig, ge⸗ 
wannen aber hier keinen e Einfluß auf die N 
— Bei vorherrſchender Neigung zu Verkäufen bewegten ſich die 
Kurſe weiter abwärts, doch geſtalteten ſich die Abſchlüſſe zu den 
herabgeſetzten Preiſen für einige Ultimowerthe recht belangreich. — 
Im ſpäteren Verlaufe des Verkehrs machte ſich eine kleine Be⸗ 
feſtigung der Haltung bemerklich, gleichzeitig aber wurde das Ge⸗ 
ſchäft im allgemeinen ruhiger. — Der Kapitalsmarkt zeigte ſich 
ſchwach für heimiſche ſollde Anlagen; 3prozentige Reichs⸗ und 
Preußiſche konſolidirte Anleihen gaben 0,45 Prozent, 3½ Prozentige 
etwa ¼ Prozent nach. — Fremde, feſten Zins tragende Papiere 
konnten ihren Werthſtand ziemlich behaupten; en und Un: 
garſſche 4 Proz. Goldrente abgeſchwächt, Ruſſiſche Anleihen wenig 
verändert, Noten ſchwächer. — Der Prſvatdiskont wurde mit 2%, 
Prozent notirt. — Auf internationalem Gebiet erſchienen Oeſterr. 
Kreditaktien ſchwächer, Oeſterreichiſche Bahnen wenig verändert; 
Dux⸗Bodenbach feſt; Schweizeriſche Bahnen behauptet, Nordoſtbahn 
ſchwach. — Inländiſche Eiſenbahnaktten ſehr ruhig und ſchwach, 
Lübeck Büchen zu ermäßigter Notiz etwas lebhafter. — Bankaktien 
ſchwächer; die ſpekulven Hauptdeviſen, beſonders Dis konto⸗Com⸗ 
mandit⸗, Berliner Handelsgeſellſchafts⸗Antheile, Aktien der Deut⸗ 
ſchen und Dresdener Bank ſetzten erheblich niedriger ein und gingen 
mit einigen Schwankungen ziemlich lehhaft um. — Induſtriepapiere 
gen ſchwach, nur vereinzelte Papiere erſchienen etwas beſſer; 
Montanwerthe nach matter Eröffnung ſchließlich befeſtigt. 

Vrodukten-Vörſe. 

Berlin, 21. Nov. Die Berichte von den ausländiſchen Ge⸗ 
treidemärkten lauten durchweg ſchwach; auch an der hieſigen Börſe 
waren die Preiſe für Weizen nur ſchwach behauptet, trotzdem 
Frust ele W us Dem. su: med. Be 

rühjahr en die Pleiſe bel f a as feſter. 

Roggen waren nahe el c W. bis ca. 1 M. 
höher bezahlt. Ein großer Theil des alten Lagers iſt an eine 
hieſige Mühle verkauft. Auch per Frühlahr war die Haltung trotz 
der ſchwachen Berichte aus Holland in feſter Haltung, und die 


Weizen ½ ih. niedriger als vorige Woche, fremder unverändert, Preiſe ſtellten ſich etwas höher. Hafer war unter dem Einfluß 
— . —— — — ———— 8 — 


Feste Umrechnung: 1 Livre Sterling — 20 M. 1. Doll. — 4½ M. 
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des ſchwachen Effektivmarkts für nahe Sichten ſtark angeboten und 
reichlich 1 M. billiger; Frühjahr konnte ſich bei ſtillem Geſchäft 
ziemlich behaupten. Roggenmehl war bel beſſeren Umſätzen 
feſter. Rüböl unverändert feſt. Spiritus zog für Loko⸗ 
maare um 60 Pfennige an. Auch Termine eröffneten mit einem 
ähnlichen Preisauſſchlag, gaben ſpäter aber einen Theil davon 
an 795 * 1 K 

Setzen (mit Ausſchluf von Nanbweizen) per 1000 Wlinsı. 
Loko etwas feſter. Termine ſtill. GZetündigt 400 Tonnen Kn t⸗ 
aungs preis 1535 W ark. Cosa 147162 M. nac Qualität, Liefe⸗ 
1 en e Da 8 Fe 115 ⸗Dezbr. 

5 — v ez.⸗Jan. —, per April⸗Ma 5156, 

bez., ver Mai⸗Junt 158 —157.75 u 1 2 

Roggen oer 100 detiogramm Loro ziemlich lebhafter 
Handel. Termine behauptet Ger. 450 Tonnen Kündigungspreis 
136,25 ) Leko 130133 M. nach Qnalität. Lieſerungsqua⸗ 
lian 133 Pe inländiſcher guter 134 135,5 M., per dieſen 
Monat 1357 136,5 136,25 bez., per Nov.⸗Dezör. 135,75—136,5 
bis 136.25 bez., per Dez.⸗ Jan. — per Jan ⸗Febr. 1893 —,—, per 
März⸗April —, per April Mat 136,5 — 37 136,25 bez. 

Gerſte er uch Filigr Wenig Kauflust. Große und kleine 
140— 170. Futtergerſte 120-140 M. nach Qualität. 

Hafer per 1000 Kttoagramm. Loko matt Termine flau. 
Gekündigt 100 Fennen Kunde gungspreis 148 . 0 140 bis 
162 cd Dvolität Lieferungsqualität 143 Pomm. und 
preuf iſcher mittel bis guter 141— 145 bez. feiner 147 bis 150 bez., 
ſchleſiſcher mittel bis guter 142—146 bez, feiner 147 bis 150 bez., 
ser Neſen cane 1445 M., per Nonbr:Dezbr. 142—141 bez., 
per Dezbr.⸗Januar —, per April⸗Mai 133,25 — 138 bez., per Mate 
Juni 139,25 M. 

Mais zer 1000 Kilogramm. Lote unverändert. Termine 
ohne Umſatz. Bel. — Zommen Fündigungspreſs — M. Lots 
21-136 M. nach Qualität, per dieſen Monat 120 M, per Nov.⸗ 
Dez 119,5 M, per Dez.⸗Jan. —, per April-Mai 114,5 M. 

Erben p. 100% Kiſogr. Kochwaare 65 210 IK Jutter⸗ 
waor- 141— 19 M. nac nalität. f 

Roggenmehl Nr. 0 und 1 per 100 Kilo brutto ink Sack. 
Zermine feſt. Gekünd. — Sack. Kündigungspreis — M., per 
bieien Monat 17,9 bez., per Nov.⸗Dez. 17,75 17,8518 bez., per 
Dez ⸗Jan. —, per Jan.⸗Febr. 1893 — bez., per Febr.⸗März —, 
per April Mai 17,9 — 17.95 bez. 4 

„Räüb pl per 10 Miogramm mit Faß. Still. Ga. 400 Bir. 
Kündigungspreis 51,6 M. Loko mit Faß —, per dieſen Monat 
und per Nov. Dez. 51,5 - 51,7 bez, per Dez.⸗Jan. 1893 —, per 
April-Mof 51,8 bez. 

Petroleum ohne Handel. 

Trockene Kartoffelſtärke p. 100 Kin brotte Im). Sack. 
per dieſen Monat 1900 M. Feuchte Kartoffelſtärke 
p. 0% Kllogr. brutto incl. Sack per dieſen Monat 970 X. 


Kaxtoffelmehl per 100 Kun brutto inen. Soc. Per 
dieſen Monat 19,00 M 

Spiritus mit 50 M. Verbrauchsabgabe p. 100 Ltr. à 100 
Proz. = 10000 Proz. nach Trales. Gekündigt —,.—. Kün⸗ 


digungspreis — M. Loko ohne Faß 51.5 bez. 

Spiritus mit 70 M. Verbrauchsabgabe per 100 Oztex 
a 100 Proz. = 10000 Proz. nach Tralles. Gekündigt — Dr, 
Kündigungungspreis —. Loco ohne Faß 32 bez. 

Spiritus mit 50 M. Ohne Handel. 

Spiritus mir 70 M. Verbrauchsobgabe. Höher. Gekündigt 
10 000 iter. Kündigungshrets 31,2 M. Loko mit Faß —, per 
dieſen Monat, der Nopbr. Des br. und ver Dezbr. Januar 31,4 bis 
31,2 bez, per Januar⸗Jebr 1893 —,—, ver März April „ per 
Hort: Dot 32,9 —32,7 bez. per Mai⸗Jun 33.2 - 33,1 bez., per Juli⸗ 
Aug 34,2 — 34,1 bez., ver t. 34,7 —34,6 bez. 
See Marten Re 91 0 12 

Roggenmehl Nr. 0 u. 1 18,00 —17,25 bez. do. feine Marken 
Nr. 0 u. 118,75--18,00 bez., NI. 0 1,5 Ml. höher als Nr. 0 u. 
1 vr. 106 Ktlogr. ir. inkl. Sack. 


100 Rub. 320 M. 4 Gulden österr. W. - 2 M. 7 Gulden sddd. w — 1 2 m. 4 Gulden holl. W. 4 fl. 70 Pf., 4 Franco oder 1 Lira oder 4 Peseta = 80 Pt. 


x 1 Grnsch. 207. IL. — 103,30 G Schw _Hyp.-Pf.| 4½ 102, 20 G. Wrsch.-Teres. Achb Gold-Prior.| 5 Pr. Hyp. -B. l. (rz. 1200/41 Bauges. Humb. 6 134,006. 
Bank-Diskontowechseiv.21. Mer din. Prch 37% 134,30 bz Serb-Gid-Pfab.| 5 | 84,25 bz Wirsch.-Wien. 17} üdöst- G. (Lb.) 3 | 64,40b2G | do. do. VI.(rz.110)|5 1142,00 G | Moabit 8 [129/50 br 
amsterdam. 2½ & T. |168,55 be ess. Präm.-A.| 3½ do. Rente . 5 75,80 be eichselbahn | — do. Obligation.| 5 |104,40 G do. div.Ser.(rz.100)|4 102, 30 bed. Passage... 34 | 64,75 G. 
wondon ....)3 8 I. 20,4% be Ham. J 50 T. -U. 2 132,80 bz do. neue 85 8. 75,80 bed. fAmst.-Rotterd. 2 do. Gold-Prior.| 4 96,20 bz do. do. (z. 100) a 97,20 bzG.J_ — 10 Kr: a 0 
boris. 2½ 8 . | 80,95 8. tab. 3439,20 f. Stockh.Pf.85..| ½ 02,30 e fGotthardbahn | 6 188,80 be ÄBaltische gar - | rs. Hyp. - Mers.- Cort. 419900 G  fBerl- 175 40 
Wien 4 8T. 169,85 8. mein. 7Guld-L.| — | 28,40 G do, St.-Anl. 80 4 htal.Mittelm..... 5½ 103,90 be fBrest-Grajewo 4 5 96,90 8 do. do. 4 102,00 bzG Er * 5 84,50 bz 
Petersburg ..|4'/,| 3W. 199,75 be lden Loose) 3_ 1128,75 bz Span. Schuld. 4 63,10 G. tal.Merid.-Bah| 2½ 128,40 be Ge. Russ. Eis. gar 3 78,20 6. 5, 2 aleo, do. St.-Pr N Sd 
S eee Fonds, eee; tor. er. Honril 2 | 62,40 be orkew. Wer. f. 4% | 90,60 bz 45,25 88 
A eee A- | 47,80bz do. do. 3. | 31,40 % Pehl. Cent 4½% " do. 4888 4 | 94.40 be 232,75 ea. 
Feld, Banknoten u. Coupons] do. d 8 | 48,25 br 90. do. % | 21,90bz o. Nordost. s 1440,25 be Ädo.Chark.As.(0) 4 | 90,60 be ‚50 be G. 

3 Bukar.Stadt-A.| 5 96,00 8. do.Cons01.90| 4 75,00 bz do. Unionb. | 3 70,00 & Hdo.(Oblig.)1889 4 94,506 6,25 
. 16,19 jBuen-Air.G-A.5 | 39,70 be do.Zoll-Oblig| 5 8. Week ’ ursk-Kiewoonv| 4 90760 bzG. 136,40 bzB. 
688 hines. Anl. 5½ 1925 be Trk.400Fro.-L| — | 94,90 bz estsicilian. ..| 3%, | 62,75 bzGfLosowo-Sebast. |5 | 95,75 6 4,75 K. 
Not. APfd.Sterl. | 20,355 be 3 37 94,75 be De 20 RT = Mosco-Jaroslaw | 5 8 
) 5 \ t. e ng. Gld-Rent. ; * N re J 
a 38 50 b. 45. 1890 |31,| 92,50 8 do. ic. w. . 5 102.90 b | Eisenb.-Stamm-Priorität, un nes | 62.250 55 55 
. ou „ 0 — LT EN — . — 2 . . « N. 
Auss. Noten 100 A..... | 200,30 bz — 3 2 39,80 G . Bee 8 Va ee =} Altdm. Colberg 4½ 142,50 bz | do.Smotenskg.|5 0,00 bes. | do.Handelsges.| 7½ |134,20 be Bu ee 172.26 2. 
utsclle Fonds u. Staatspap.frinnländ. L. | — | 58,00 6 do. Loose... — 258,50 a Jüresi-Warsch. 4940| 50,10 bz JOrel-Griasyoonvi $ | 90,60 62 | do.Maklarver. .\40 |129,00 bed. Ayo, Voigt Winde] 8 1124,50 @ 
—— riech.Gold-A 5 | 63,60beG fdo.Tem-Bg.-A.| 5 doc . 
da Ban: 35 wer, — do. = Bu 4 pe — Wiener C.-Anl.| 5 106,00 6. F 8 \ Rjaschk-Morez.g| 5 4100.30 hr@ 
8 0. 17 do. Pir.-Lar. be 7 * a ‘ nn nr? ze 
do. do. 2 19878 te Italien. Bete. 8, | 92,75 &. Eisenbahn-Stamm-Aktien. jPrignitz Nag. 6 35,10 k Schals Wag. war a 
"de. 3½ 189 % Passen!“ cg e feen BIT i eee 4 11570 been. | 02000: e ee ee 
5,80 bz tenbg.-Zeitz 4 arien 1 a Som 2 U 
ies 0, e % 00500 ele dene 9. Bonn a de. 8 00 8e rec e 27498 een & 
Sts.-An . 18686 4 101,30 C. orw.Hyp-Obl| 3½ -Uerdng | „25 ba stpr. — 8. 0 Io Sy u. . H HR * bed 
-Sch.| 3½ 409 00 6. 0 A. 88. Dortm.-Ensch. 4½ | 99,10 bz fSaalbahn .....) 3½ jadikawk. O. g. ‚ 8. 
— get Cel. 3% 98,80 be B. u 8 — 2 97,75 beG. Eutin. Ldbeck 1½% 42,80 be Weimar-Gers | 3%, | 84,00 f. Earskoe-Selo 5 | 
do. do, neue 3½ | 98,80 be do. Pap.-Ant.| 4 A Frnkf.-Güterb.| 4½ | 69,50 br g SEN 8 natoſ. Gold-Obl 5 86,60 G. 
Posener Prov. do. do- 3 88,50 -udwsh.-Bexb.| 9/ 225,30 be Eis enb.-Prioritäts-Obligat. otthardbahnov.| 4 |103,80 8. 
Ani,-Scheine....) 3%, | 95,30 be do.Silb.-Rent.| 2¼ | 82,40 . übeck-Büch..., 6%/, 1143,75 bz m tal, Eisonb.-Obl.| 3 56,10 bzG. 
Berliner... 5 442,60 bz 40. 250 Fl. 54. 4 23,25 bez ainz-Ludwsh | 4% 114,50 bz Berg-Märkisch, 3½ | 98,70 be G&ISerb. Hyp.-Obl...] 5 78,10 6. 
do. % 1109,10 be 0. Kr 100458) = 334,60 be G Marnb.-Mlawk.| 14½ 60, 20 bz erl. Potsd.-M. 4 402,00 & do. Lit. Bun... 5 75,00 bzG. 
do. 4 105,20 f. do. 4860er L. 5 125,30 bz Br a 3 5 Süd-tal. Bahn. - 3 59,00 6. 
do. 81 60 er rschl.-Märk. bz Bresi- N Gentral-Paoifio .. Y de d. 
Girlidsch| 3, 920 c fe e l s 6,30 & Per. Sach- 880 e ec 88 4, 92,20 d. fegen See alleen 8 
do. do. 3½ 97.00 b do. Lig-Pt.- r 4 | 60,90 8. Saalbahn „..... 21,10 be do. 90 3½ J 98,50 8. Amanitoba au Gr. Gert. Pferdb....121/,1216,00 oz 

Kur. udeu- Portugies. Anl, 3 Stargrd-Posen| 3½ |102,10 G. Oberschl.Lit® | 3 7 98,80 8. IHamb. Pferdeb...) 4 98,00 8. 

ark. neue 3½ 98,75 be 1888.68 4½ 36,50 be 'eimar-Gera.| — | 12,75 bzB. | do. Lit. E. „ 3½ | 98,80 fl. Potsd. ov. Pfrdb.| 4%½ | 89,75 G. 
1 aab-Gr.Pr.-A.| 4 403,30 G Werrabahn....| — | 66,25ibz__fdo.Em.v. 20g 33 osen.Sprit-Fau.) — | 82.00 @ 
© 1 Ostpreuss| 3½ | 96,10 be öm. Stadt-A,| 4 | 86,00 be G. Ibrechtsbahn) 4 | do. NiedrsZw 3 ositzer Zucker 3 | 67 00 bed. 
8 — 3% do. fl. Il. V. 4 82,40 Aussig: Teplitz 20 408,0 be do. (StargPos)| 2% 928 8. chles. Cem. . 91, 1444,50 be 
3 um. Staats-A.|4 | 82,00 ba. IBöhm.Nordb...| — ; Ostprsüdb.IIV| % 1103,10 G tett.Bred.Cem.) 4 | 84,25 brd 

do. do. Rente 4 | 82,00 be B. do. Westb.| 2½ RechteOderuf.| T... Josnz. Hypoth.-Banklag do. Chamott. . 15 205,00 bz& 
2 do. do. fund.) 5 40,80 bz Jorann. Lokalb. 5½ 79,25 bz Älbrechtsbgar|) 5 | 86,50 d fotsche. Grd.-Kr.-Pr.1|34 414,90 bz Bgw. u.H.-Ges..... 
a do. do. amort.| 5 96,80 8. Buschtherader) 404 |188,90 bz Busch Gold-O.| 2½ 403, 20 r | do. do. 1.34 1406,70 b. ] 129.40 be 
4 88. Eng. a. ada Pacifb.| — Dux-Bodenb. l. 5 do. do. IM. abg.\34 | 98,50 brd G 
1822 3 5 Dux-Bodenb....| 42 Dux-PragG-Pr.|5 108,60 d. do do. IV. bg. 35 98,50 bzG. 8. 
2 do. 1959] & 3 | 82,75 bz Galiz. Karl- — | 94,75 brd do 4 ‚60 8. | do. do. V. abg. 34 | 93,50 b Gd be 
do 2 4 96,75 G. Graz-Köflsch... 7 107,50 bed |Franz.-Josefb. | 4 82,40 & do. Hp. B. Pf. . v. V. 5 113,0 . 
2 do.41887| 7 4 ohau-Od....— | 78,25 G 19 9096 4½% 84,75 G. do. do. 4 102,20 bz G. br 
do. 1873 8 Kronpr.Rud....) 4%/,| 85,40 bzB. | do. do. 4890| 4 | 81,00 ba do. do. 3 bz 
3 do. 1875 % 4% Lemberg-Cz.... 104,00 bæ sch-Oderb. b. Hyp.-Pf. (rz 100% 400, 50 ba be 
4 do. 1889 ©| 4 Oester.Staatsb| 4 Gold- Pr. g. 4 | 96,50 . | do. do.(unkünd. 13 266,00 UG G 
2 do. 1890) 2 4 do. Lokalb.| — | 77,80 be onpAudoifb.|4 | 84,50 8. | barbis 1/1900) 192,25 be 4, inne 885 be 
4 uss. Goldrent| 6 103,0 8. do. Nordw. Er do.Salzkammg| 4 1100,70 . | do. do. (rz 100) 94,90 be Äaeichsbank.. 17.5514 49,30 bed be d 
4 0. 188 As fpfl. 5 403.30 G. do. Lit. B. Elb. 5% mbCzern.stfr| 4 80,25 be ÄMeininger Hyp.-Pfdb. 4 0,00 d. Basten Bank..| & N 8 
Gd. Fisenb.-A. + 03,80 G Orient 1877 5 Raab-Oedenb. |, 24,80 d do. do. stpfl.| 4 do. Pr.-Pfdbr.|4 ; 3 be G. 
duyer. Anleihe 2 106,70 8. 1. Orient 182805 | 63,90 b Reichen. -P. — | 81,25 bz Oest. Stb. alt, g. 3 80,10 d feomm. Hypoth.-Akt. 99,25 bz ’ 8 
ärem. A. 1882 3½ 9750 C . Orient 879 5 | 65,90 be Südöstr.(Lb.).. de 44,00 d. do. Staats... 1107,40 G fB.-Pfandbr. Ill. u. M. E [402,10 bed Disconto| 7,7 G 
Amb. Str. Bent. 3½ | 97,40 8 Nikolai-Obl ...4 98, 10 G amin-Lang do. Gold- Prio., 4 100, 20 bz GÄP.B.-Cr.unkb(rz440))5 113,00 G 6. 
do. do. 1886 85,25 br ol. Sohatz-O..| 4 94,10 be Ingar.-Galiz....| 5 84,50 bz do. Lokalbahn 4'/, | 85,10 @ do. Sr. III. v. Vz 1000/5 108,00 & bz 
ni. 3 97,506 r.-Anl.1864.|5 48,90 be Balt.Eisenb .....| 3 do.Nordwestb.| 5 91,106 do. do. een 44 145,40 G Erden es ER 
. san. 3 do. 4866.|5 38, 75 be Oonetzbahn.....] 5 do.NdwB.G-Pr| 5 |107,50G | do. do.X.(rz.140)]44 1140,60 G. 440,90 be 
do, Staats-Ant. 07.20 eG J|Bockr.-Pfäbr...| 5 405,00 fl. wong. Domb...| 5 do.Lt.B.Elbth.| 5 90,0 & | do. do. (rz. 4000/4 100,60 C 149.00 f. „St.- 
Prss.Präm-An:| 3½ 18.75 bz 0 neue. 270 99,00 de g. Kursk-Kiew / — Raab-Oedenb. Pr. Cent. -Pf. (rz. 100% 4 |401,40 bz 193,75 bzG. Stolb. Zink-H. 2 42,00 eG 
r. - Sch. 20 T 399.50 be onwedi sche 3 % 94,40 K. Mosco-Brest 12% 66,50 bed | Gold-Pr.....| 3 | 68,10 B. do. do. (rz. 100033 95,60 bz 81,40 6 do. St.-Pr. 7 1410,60 8. 
Bad.Präm.-An.| 4 239,40 fl. Schw. 1890 3½ 84,80 @ Russ. Staatsb..16,96 128,10 @ Reichenb,-Pr, do. do. kündb, 4900]4 1103,00 bed 80,00 ba ITarnowitz or...) — 
Bayr. 444.60 ba do. 4. 16 88 3 | 84,90 f. do. Südwest. 5, 93 71,00 br (SNV) ana 5 Pr. Centr.-Pf. Com-O|34| 95,50 bz 74,25 G. o. do. St.-FBr. O | 46,50 be 


Druck und Verlag der Hofbuchdruckerei von W. Decker u. Co. (A. Röſtel) in Poſen. 
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